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1 Die Uferkonzeption 
 
 
Die Erarbeitung einer integrierten Uferkonzeption für das Gebiet der Havelseen ist 
seit 1996 angedacht. Aus finanziellen Gründen konnte das Vorhaben bisher nicht 
realisiert werden. Mit der Unterstützung des MLUR und des WWF kann nun die Ar-
beit aufgenommen und das erste Modul dieser Konzeption verwirklicht werden.  
In der Region sind bereits Untersuchungen und Planungen erarbeitet worden, wie 
beispielsweise das Seenkataster Brandenburg, die Sammelstegkonzeption Ferch, 
die Entwicklungsplanung Havelufer Werder, die Uferbebauungspläne der Gemein-
den Caputh und Geltow und andere mehr. In Fortführung dieser bereits bestehen-
den Untersuchungen und Konzepte soll es das Ziel des Projekts sein, eine Maß-
nahmenkonzeption der gesamten Uferlinien des Havelseengebietes zu erarbeiten. 
Die erste Veranstaltung steht im Zeichen der gegenseitigen Information und des 
Austauschs. Es sollen Leitbilder und Ziele formuliert werden, die alle Interessens-
gruppen weitgehend zufrieden stellen. Maßnahmen, Instrumente und Projekte zur 
Umsetzung der Ziele sollen dann in der 2. Werkstatt detaillierter bearbeitet werden.  
Im Folgenden wird in einer Übersicht nochmals der Aufbau der Uferkonzeption mit 
den einzelnen Modulen dargestellt. 
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Uferkonzeption Havelseen -    
Aufbau des Agenda 21 - Projektes 

 
 

MODUL 1 
Vorbereitende Veranstaltungen / Werkstätten 

2 Werkstattrunden mit allen Beteiligten zur: 
·  Bestimmung der Untersuchungsziele und -schwerpunkte, Leitbild und Leitziele 

·  Festlegung von Entwicklungsgrundsätzen und –zielen für die Gewässer  
und Ufer 

·  Festlegung des Gebietsrahmens und der detailliert zu untersuchenden  
Uferabschnitte 

·  Konzeption von typischen Maßnahmen für die Ufer und Gewässer der Region 
 
 
 

 
MODUL 2 

Konfliktanalyse / Datenerhebung und –auswertung 

Fachliche Erarbeitung eines Grundlagenkonzepts mit: 
·  Recherche und Analyse konkreter Konflikte zwischen Nutzungsansprüchen  

vor Ort 

·  Auswertung und Einarbeitung spezifischer Daten zur Gewässer- und  
Ufersituation 

·  Aufarbeitung der Ergebnisse der Werkstätten mit Weiterentwicklung  

·  Qualifizierung der Maßnahmen, Vorbereitung einzelner Maßnahmen 
 
 
 
 

Werkstatt als Einschub zur Rückkopplung mit den Bet eiligten  
aus Modul 1 

 
 
 

 
MODUL 3 

Maßnahmenplanung und –umsetzung 

·  Ausführungsplanung und –realisierung im Sinne der erarbeiteten Schwerpunkte 
·  Instrumente zur Sicherung der Maßnahmen und Verbesserung  

des Uferschutzes 
·  Maßnahmen des Biotopmanagements, der Besucherlenkung u. a. konzipieren 
·  Maßnahmen gemeinsam mit Kommunen und Akteuren umsetzen�
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2 Die 1. Werkstatt am 18. Februar 2002 

2.1 Impulsreferate 

Die Referenten für die geplanten Vorträge zu Gewässer- bzw. Naturschutz und Re-
gionalplanung haben leider kurzfristig abgesagt. Herr Michel stellt stattdessen kurz 
den Verein „Wassersportfreunde Binnengewässer e.V.“ aus Glindow vor. 

2.1.1 Die Havel als Wasserstraße 

 Herr Krüger, Wasser- und Schifffahrtsamt Abz1 Potsdam  

 
Die Potsdamer Havel verbindet als Wasserstraße und Verkehrsweg Berlin, Pots-
dam, Werder und Ketzin auf einer Länge von 29,9 km. Durch die Einordnung in die 
Wasserstraßenklasse 4 ist sie für Wasserfahrzeuge mit einer Länge von bis zu 82 m 
und einer Breite von 9 m bzw. für Schubverbände mit einer Länge von bis zu 91 m 
und einer Breite von 9 m befahrbar. Eigentümer ist die Bundesrepublik Deutschland. 
Die Fahrrinnentiefen werden täglich aktualisiert und bekannt gegeben. Sie betragen 
nach dem Wasserstand zwischen 2 - 2,20 m. Die Wassertiefen sind sehr unter-
schiedlich. Die tiefsten Stellen liegen bei 16 m. Aufgrund des geringen Sohlengefäl-
les und der großen Wasserflächen liegt die Fließgeschwindigkeit bei ca. 0,2 m/sec. 
Neben der Güter- und Personenschifffahrt wird die Potsdamer Havel für zahlreiche 
Sondernutzungen in Anspruch genommen. Das sind weniger gewerbliche Nutzun-
gen, sondern hauptsächlich Freizeitnutzungen. Diese werden in der Regel in den 
Uferbereichen in Verbindung mit der Inanspruchnahme von Sportboothäfen, Boots-
häusern, Stegen, Wasserskistrecken ausgeübt. Insgesamt befinden sich ca. 3100 
genehmigte Steganlagen an der Potsdamer Havel.  
Die Verkehrsleistung im Bereich des Sportboot- und Kabinenschifffahrtsverkehrs ist 
in den letzten Jahren angestiegen. So wurden beispielsweise in Caputh, Ferch und 
Werder 1468 Sportboote mit Maschinenbetrieb registriert. Im Stadtgebiet Potsdam 
sind dies noch einmal 2259 derartiger Anmeldungen.  
Auf den Gewässern kommen an den Wochenenden  zu den lokalen Schiffseignern 
und Wassernutzern noch viele Bootstouristen aus Berlin. Vor diesem Hintergrund ist 
festzustellen, dass die Potsdamer Havel ein reizvolles und ausbaufähiges Wasser-
sportrevier darstellt. 
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2.1.2 Tourismus und Naturschutz: Das Beispiel Glind ower See  

 Herr Michel, Wassersportfreunde Binnengewässer e.V. 

 
Der Verein Wassersportfreunde Binnengewässer e.V. hat es sich zum Ziel gesetzt, 
die touristische Qualität des Glindowsees zu erhöhen, denn nur eine attraktive 
Landschaft mit guter Gewässerqualität ist für Gäste attraktiv. 
Das besondere Augenmerk der Aktionen liegt dabei auf dem Verhalten der Boots-
fahrer: Problembereiche sind vor allem am Wochenende die Verunreinigung der 
Gewässer durch Fäkalienverklappung großer Boote, Lärmbelästigung sowie allge-
meine Verschmutzung. Zwar gibt es auf dem Glindower See Kontrollen, doch diese 
können nicht ausreichend sein.  
Daher setzt der Ansatz des Vereins auf eine „Vorbildwirkung“. Eine Art Plakette, die 
die Bootsführer an ihrem Boot anbringen können, weisen sie als umweltfreundlich 
aus. Dies betrifft einerseits die Bootsausstattung mit umweltfreundlichen, leisen und 
schadstoffarmen Motoren. Andererseits „verspricht“ der Bootsinhaber damit ein 
umweltfreundlichen Verhalten, wie z.B. die fachgerechte Entsorgung der angefalle-
nen Fäkalien, leises Bootsfahren oder das Boot nicht ins Schilf zu lenken. Die Pla-
kette soll an verschiedenen Stellen wie Campingplätzen, Häfen etc. erhältlich sein 
und sie soll beworben werden und bekannt gemacht werden. Der Verein hofft, mit 
dieser umweltbewusstseinsbildenden Maßnahme weniger Abgase und Schadstoff-
einleitungen den Glindower See zu erzielen und ihn so als attraktives Erholungs- 
und Wassersportrevier zu festigen. 

2.2 Ergebnisse der Arbeitsgruppen 

Die drei Säulen des Agenda - Prozesses Ökonomie, Ökologie und Soziales werden 
in den Arbeitsgruppen aufgenommen. Um eine Vergleichbarkeit der Ergebnisse zu 
erzielen, wurden folgende Rahmenthemen für die Diskussion vorgeschlagen:  

·  Freizeitnutzung auf bzw. am Wasser 

·  Zugänglichkeit und Erlebbarkeit 

·  Landschafts- und Umweltqualität 

·  Wasserwirtschaft und –bewirtschaftung 

·  Besiedlung / Infrastruktur 
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2.2.1 AG 1 Naturraum Havel 

 Leitung:  Arne Korthals, F.N.L. Region Schwielowsee e.V. 

 Teilnehmer: Herr Böer, Herr Heinemann, Herr Heintzel-Berndt, Herr Mai, Herr Wilke 
 
Das Thema der AG 1 war die Erarbeitung von Leitzielen, die Ermittlung von Konflik-
ten und Maßnahmen, orientiert an den ökologischen und naturschutzfachlichen Er-
fordernissen des Raumes. 
Eine natürlich geprägte Landschaft , die einen hohen Anteil an natürlichen Biotop-
strukturen/Uferabschnitten aufweist, wurde als Leitbild  für die Landschaft  formu-
liert. Vegetationsstrukturen wie Schwimmblattgesellschaften, Röhrichte und 
Feuchtwälder sollten in der aufgeführten Reihenfolge die weitesten Bereiche der 
Uferzonen prägen, um stabile Gewässerstrukturen und wichtige Lebensräume zu 
erhalten. 
Angesichts der Tatsache, dass weite Uferzonen durch Verbauung keine natürlichen 
Elemente mehr erhalten, wurden zwei grundsätzliche Erfordernisse für die weitere 
Entwicklung des Raumes aufgestellt: 

·  Schaffung und Erhalt von natürlichen Uferzonen 

·  keine Uferbebauung in den Außenbereichen – Förderung von Verdichtung 
in den bereits besiedelten resp. bebauten Gebieten 

Eine Zugänglichkeit zu den Gewässern  wurde vor dem Hintergrund der land-
schaftsbezogenen Erholung als erforderlich und sinnvoll angesehen. Hochwertige, 
besonders für den Arten- und Biotopschutz sowie für die Fischerei bedeutende Be-
reiche sollen von einer Zugänglichkeit ausgenommen werden. 
Der direkte Zugang zum Gewässer sollte nur für Fußgänger ermöglicht werden. Die 
Schaffung von Zugangsmöglichkeiten für den motorisierten Verkehr und den Reitbe-
trieb wird aus Ufer- und Wasserschutzgründen abgelehnt. 
Ein Ausbau der vorhandenen und die Schaffung neuer Uferwege führt zu einer wei-
teren Zerschneidung von Lebensräumen.  
Die Zugänglichkeit der Ufer sollte über Stichwege gesichert werden. Der Wegebau 
ist dabei möglichst landschaftsangepasst durchzuführen. Aufschüttungen innerhalb 
der Uferbereiche werden abgelehnt. 
Die weitere Entwicklung der Siedlungen  an der Havel sollte sich konsequent auf die 
Verdichtung bereits besiedelter Bereiche konzentrieren. Insbesondere eine Bebau-
ung innerhalb der im Naturschutzgesetz festgelegten Uferschutzzone ist zu vermei-
den. Die Erschließung der Siedlungen mit Stellplatzanlagen ist in den Uferbereichen 
abzulehnen. Gleiches gilt für zusätzliche Befestigungen und Ausbaumaßnahmen 
von Landschaftswegen entlang des Ufers. 
Unter dem Stichpunkt Umwelt  wurde die Situation des Gewässersystems intensiv 
von den Mitgliedern diskutiert. Die festgestellten Mängel und Konflikte können zu-
sammenfassend wie folgt dargestellt werden: 

·  Schlechte Wasserqualität 

·  Verlärmung der Landschaft durch Motorboote 

·  Beeinträchtigung der Uferzonen durch Wellenschlag 

·  Einschränkung der ökologischen Funktion des Gewässers durch  
Uferverbau und Überformung 
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Die schlechte Wasserqualität bezieht sich auf die erheblichen anthropogenen Ein-
träge durch die Einleitung von Niederschlagswasser und ungenügend gereinigter 
Abwässer. Dass die Havel aufgrund ihrer Lagen im Naturraum und ihres Gewässer-
typs den natürlicherweise eutrophen Gewässern zugeordnet wird, wurde hierbei 
berücksichtigt. Als besonders erheblich wurden die Regenwassereinleitungen der 
Stadt Potsdam und der Stadt Werder bewertet. Einen weiteren Konfliktpunkt stellt 
die Entsorgung der Fäkalien der Sportboote und der Fahrgastschiffe dar. 
Folgende Maßnahmen sollen dazu beitragen, die Mängel zu beheben: 

·  Einleitung nur von vorgeklärtem Regenwasser 

·  Umweltgerechte Entsorgung der Fäkalien 

·  Schaffung von Bootstankstellen außerhalb natürlicher Bereiche, möglichst 
in „Hafenbecken“ um im Havariefall Sicherungsmaßnahmen einleiten zu 
können (z.B. Havelauen) 

·  Standortgerechte Landwirtschaft, Garten- und Obstbau 
Reduzierter Wasserverbrauch 
Reduzierter Düngemitteleinsatz 
Reduzierter Pestizideinsatz 

Wassernutzung  - die Nutzung der Ressource „Wasser“ ist vielfältig: als Standort für 
den Wassertourismus, als Transportweg, für die Fischerei und als lebenswichtiger 
Grundstoff für Tier, Mensch und Pflanze. 
Die Verwendung als Brauchwasser wird für den Havelbereich als vertretbar erach-
tet. Eine Wasserentnahme ist nur aus der Havel direkt möglich. Die Nutzung von 
Wässern aus dem Glindower See und den Plessower Seen wird abgelehnt. 
Die Nutzung von Havelwasser bspw. für die Bewässerung von Obstanlagen darf 
nicht dazu führen, entgegen der standörtlichen Bedingungen eine Intensivierung 
und Erweiterung des Obstanbaus zu fördern. Der Wasserverbrauch ist auf ein Mi-
nimum zu beschränken. Auch technische Möglichkeiten sind hier in Betracht zu zie-
hen (Tröpfchenbewässerung,...). 
Ein weiterer wichtiger Aspekt ist der Rückhalt des Wassers in der Landschaft. Die-
ser ist zu fördern und geht mit einer Vermeidung von zusätzlichen Versiegelungen in 
der Landschaft einher.  
Um eine ertragreiche, nachhaltige Fischerei zu sichern, müssen die natürlichen Be-
reiche möglichst umfassend geschützt und ausgebaut werden. Sie dienen der öko-
logischen Gewässersicherung und als Fischlaichplätze. Daraus ergeben sich be-
sondere Anforderungen an die anderen „Wassernutzer“. So sind in wichtigen Laich-
gebieten Ankerverbote durchzusetzen. Wasserentnahmen an solchen Stellen sind 
ebenfalls auszuschließen. 
Ein wichtiger regionaler Punkt ist die Regulierung des Plessower Sees. Ein Eintrag 
von stark nährstoffhaltigem Havelwasser in den Seen ist unbedingt zu vermeiden. 
Der Abfluss nach Norden ist zu fördern. 
Der Bereich Freizeit  stellt einen Kernbereich der wirtschaftlichen Nutzung der Havel 
dar und hat zusätzlich eine große Bedeutung für die landschaftsbezogene Erholung. 
Traditionell als Wassersportrevier genutzt, weist der Potsdamer Havelraum eine 
Vielzahl von Stegen auf. Es handelt sich weitgehend um Einzelstege oder kleinere 
Sammelstege. Durch die vielen Stege kommt es zu einer erheblichen Zersiedelung 
der Uferbereiche. Die negativen Folgen der Sportbootverkehrs betreffen nahezu 
flächendeckend die Uferzonen. Als Problematisch wird das Verhalten von Wasser-
wanderern von Booten mit Schlafmöglichkeiten angesehen. Nach Erfahrungen von 
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der Fischerei Mai zeichnet sich die Tendenz ab, das nur Wasserwanderer, die von 
weit her kommen, Gastliegeplätze häufig annehmen. Wasserwanderer aus Berlin, 
Brandenburg und Potsdam, die an den Wochenenden den höchsten Anteil an Boo-
ten auf den Gewässern stellen, ankern nahe der Uferzonen ohne die vorhandenen 
Stege zu nutzen. 
Hier besteht nach Ansicht der AG 1 ein erheblicher Handlungsbedarf. 

·  Natürliche Uferzonen sind grundsätzlich von Steganlagen frei zu halten. 

·  Steganlagen sollen konzentriert an wenigen Standorten zusammengefasst 
werden, um große zusammenhängende Uferbereiche frei zu halten. 

·  Einzelstege sind zurück zubauen. 

·  Steganlagen sind bedarfsgerecht zu bauen – vorhandene Kapazitäten an 
anderen Anlagen sind voll zu Nutzen bevor zusätzlichen Anlagen erstellt 
werden. 

·  Steganlagen sind kostengünstig zu erstellen. D.h., dass für Nutzer von Ein-
zelstegen ein Anschluss an neue Sammelstege und die Aufgabe des eige-
nen Steges finanziell attraktiv ist. Hier haben die Kommunen eine besonde-
re Aufgabe, dieses zu ermöglichen. 

·  Steganlagen sind an vorhandene Siedlungen anzubinden. Die dortige Inf-
rastruktur wie Versorgungseinrichtungen des täglichen Bedarfes, ÖPNV, 
Straßen, Wege, Stellplätze usw. sind dort bereits vorhanden. 

·  Keine weiteren Stege am Glindower See 

·  Die Nutzung von Bootsliegeplätzen für „schwimmende Bungalows“ ist zu 
verhindern. Steganlagen dürfen nicht als alternative „Bungalowsiedlung“ 
genutzt werden. Rechtliche Möglichkeiten, diese Entwicklung einzudäm-
men, müssen entwickelt werden. 

·  Ein umweltfreundlicher Sportbootverkehr (Segelboote, Ruderboote, Kanus, 
Solar - Elektro Antriebe) sollte gefördert werden. Hier sind Anreize zu 
schaffen. 

·  Stärkere Berücksichtigung von Interessen der nachhaltigen Fischereiwirt-
schaft 

·  Ausweisung von Ankerplätzen nach ökologischen Gesichtspunkten – För-
derung der Nutzung von Gastliegeplätzen an Sammelstegen 

Die Kommunen leisten sich Ordnungskräfte um Parksünder im Straßenverkehr zu 
erfassen und versuchen durch Bußgelder zukünftige Ordnungswidrigkeiten zu ver-
meiden. Auf den Gewässern jedoch finden nur selten Ordnungsmaßnahmen statt, 
obwohl die Folgen für die natürlichen Ressourcen erheblich sind. Viele Konflikte 
könnten bereits jetzt schon durch die konsequente Umsetzung von Ordnungsmaß-
nahmen behoben bzw. weitgehend vermieden werden. 

·  Geschwindigkeitsbeschränkungen für Wasserfahrzeuge 

·  Einrichten von Sperrbereichen für die Schifffahrt und den Sportbootverkehr 
in besonders wichtigen Uferbereichen 

·  Stärkere Kontrollen der nicht zugelassenen Ankerplätze 

·  Kontrollen der illegalen Badestellen 
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Vor dem Hintergrund der landschaftsbezogene Erholung werden wiederholt von den 
unterschiedlichen Akteuren zusätzliche Sichtfenster in den Uferbereichen gefordert, 
um die Gewässerlandschaft besser erleben zu können. 
Eine Inszenierung der Landschaft und die Verwendung von Sichtfenstern wird von 
der Arbeitsgruppe als sinnvoll erachtet. Jedoch wird unter Berücksichtigung der be-
stehenden Situation daraufhin gewiesen, das zu viele Bereiche geöffnet sind. Der 
Effekt attraktive Objekte und Landschaftsausprägungen spektakulär über einzelne 
Sichtfenster wahrzunehmen bleibt aus. So sollten Sichtfenster an attraktive Sichtbe-
ziehungen – Sichtachsen orientiert sein. Hier besteht akuter Bedarf diese Situation 
neu zu gestalten. 
Nach Information von Herrn Heinemann hat der F.N.L. Region Schwielowsee e.V. 
eine Bestandsaufnahme von offenen Uferbereichen und Sichtbeziehungen am 
Schwielowsee bereits durchgeführt. 

2.2.2 AG 2 Wirtschaftsraum Havel 

 Leitung:  Dieter Dörflinger, Verein für Landschaftspflege ‚Potsdamer Kulturlandschaft’ e.V. 

 Teilnehmer:  Herr Dr. Brämick, Herr Herzog, Frau Kuberka, Herr Michel,  
Herr Ringel, Herr Röhrbein, Frau Schöps, Frau Wedde 

 
Die zahlreichen Wasserflächen sind als ein bestimmendes Wirtschaftspotential  
anzusehen. Dies gilt vorrangig für den Freizeit- und Sportbereich, aber auch für an-
dere gewerbliche Nutzungen, wie z. B. die Gastronomie. Zum Schwerpunkt Was-
sersport  wurden folgende Aussagen getroffen: 

·  Die Teilnehmer favorisieren Anlegestege in öffentlicher Trägerschaft. Diese 
sollen für alle Nutzer pauschale Gebühren erheben. Gleichfalls sollte eine 
Einordnung in den ÖPNV erfolgen. Langfristiges Ziel sollte die Einrichtung 
eines „Verkehrsverbundes“ auf dem Wasser  sein. 

·  Die Gründung eines Verbandes, der die Bootsverleiher organisiert, ist er-
strebenswert. 

·  Ein weiterer Ausbau von Infrastruktureinrichtungen , wie Tankstellen, 
Fäkalienabsauganlagen und Reparaturservice. Für die Betreiber und Nut-
zer solcher Einrichtungen sollten als Erleichterung Leitfäden  entwickelt 
werden. 

·  Die bestehenden großen Schifffahrtsstege  müssen besser ausgelastet  
werden. Die Betreiberverträge sollten mehreren Fahrgastschifffahrtsgesell-
schaften das Anlegen ermöglichen. 

·  Die in Potsdam in Arbeit befindlichen bzw. vorliegenden Konzepte, wie 
Schiffsanlegekonzeption, Steg- und Wasserflächennutzungskonzept und 
Uferwegeplanung, sollten auf die Region ausgedehnt werden. 

Zudem sollten Informationen  über Wassersportmöglichkeiten und Veranstaltungen 
rund um das Wasser, ähnlich wie in Mecklenburg-Vorpommern, einer größeren Öf-
fentlichkeit  zugänglich gemacht werden, beispielsweise durch die Einrichtung einer 
Hotline oder durch regelmäßige Durchsagen im Rundfunk. 
Intensiv wurde auch das Thema Restriktionen versus Informationen  für Besucher 
diskutiert. Angeregt wird eine Kombination aus Kontrollen, welche die Wasser-
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schutzpolizei im Bereich Geschwindigkeitskontrolle und Umweltverschmutzung in-
tensivieren muss, sowie aus Anreizen und Informationen zur Schonung der Gewäs-
ser, Ufer, Biotope usw.. Bspw. könnten Wettbewerbe bei den Besuchern durchge-
führt werden, die Umweltbewusstsein stärken und Informationsgrad erhöhen. Au-
ßerdem sollten aber Nachtankerverbote, Liegeplatzkoordination und Uferschutz 
durchgesetzt werden. 
Ausführliche Informationen zur Fischerei : 
In der Region gibt es 17 Berufsfischer. Größtenteils ist die Fischerei in privater 
Hand, wobei die Fischer von den Fischereirechtinhabern ihre Abfischgebiete pach-
ten. Im Vergleich zu DDR-Zeiten wurde ein starker Rückgang der Fischbestände 
ausgemacht. So ging beispielsweise der Aalbestand um ein Drittel zurück. Die Ur-
sache hierfür liegt in der Struktur des Fischereigewerbes. Die Vermarktung erfolgt 
vorwiegend direkt. Daher wäre es notwendig in diversen Werbeinformationen weiter 
zu sensibilisieren. Einen anderen nicht unwesentlichen Bereich stellen die Hobby-
Angler und Anglerverbände (Landesanglerverband hat 100.000 Angler) dar.  
Insgesamt muss die Fischerei gestärkt und unterstützt werden, um: 

1. sie als nachhaltige Form der Naturnutzung  zu erhalten, 
2. sie für den Nachwuchs attraktiv zu machen, 
3. ihre Fangstellen zu sichern     und 
4. ihr Image sowie die Vermarktung  für die Region nutzen zu können. 

Außerdem ist die Fischerei stärker als bisher in Planungsverfahren am und auf dem 
Wasser einzubeziehen. 
Frau Schöps informierte außerdem kurz über den Stand der Ausgleichsflächen-
poolung für den Havelausbau  in der Region. Der Eingriff durch den Ausbau ist 
derzeit soweit zurückgenommen, das im wesentlichen nur auf eine Maßnahme zu-
rückgegriffen werden muss. Dies ist die Flutung und Renaturierung von Wiesen in 
Schmergow. Dazu sollte die Öffentlichkeit informiert werden, um Gerüchten und 
Panikmache vorzubeugen.  
Am Ende wurde noch kurz über den Wasserverbrauch der Landwirtschaft , insbe-
sondere die Wasserentnahme zur Bewässerung, gesprochen. Dabei treten derzeit 
überwiegend keine Probleme auf, da die Größe der Anbauflächen für Obst stark 
reduziert wurde. 
Die Überlegungen zu einer Schlammentnahme  aus den Havelseen für die Dün-
gung von Landwirtschafts- und Obstbauflächen wurde kurz diskutiert. Die Erfahrun-
gen aus DDR-Zeiten zeigen, das bei Nichtbeachtung der Gewässermorphologie und 
der Nutzungsstrukturen Schwierigkeiten auftreten. Eine Fortsetzung bzw. Neueinlei-
tung dieser Verfahren muss also sorgfältig geprüft werden. 

2.2.3 AG 3 Leben an der Havel 

 Leitung: Ines Ruppe, Geschäftsstelle Gemeindeforum Havelseen 

 Teilnehmer:  Herr Bartsch, Herr Bender, Herr Dahl, Herr Herrmann, Herr Hintze,  
Herr Hollang, Herr Hotzel, Herr Klähr, Herr Hubertus Krüger, Herr Krüger, 
Herr Menzel, Herr Nieke, Frau Schlenzka, Herr Szelong, Frau Warsawa 

 
Im einleitenden Brainstorming haben sich zwei große Themen- bzw. Problemberei-
che der Region herauskristallisiert. Zum einen herrschte Einigkeit darüber, dass die 
Zukunft der Region der Havelseen vor allem im touristischem Sektor bzw. im Be-
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reich der Naherholung und des wasserbezogenen Freizeitsportes liegt. Zum ande-
ren wurde von allen Teilnehmern die damit verbundenen Eingriffe in die Landschaft, 
die gleichzeitig notwendige Infrastrukturen darstellen, thematisiert. Oberstes Ziel ist 
es, die natürlichen Potentiale der Landschaft zu erhalten und langfristig zu sichern. 
Die Belastung soll so gering wie möglich gehalten werden.  
Steganlagen  nehmen eine zentrale Bedeutung ein. In Folgenden werden Probleme 
und Notwendigkeiten/Ziele dieser Thematik aufgezeigt: 

·  Konzentration der Steganlagen auf zentrale Punkte und möglichst Verhin-
derung des privaten und illegalen Baus von Stegen. Befürwortung von In-
strumenten wie Sammelsteganlagen oder B-Plänen.  

·  Die (Sammel)Stege sollen bedarfsgerecht und zielgruppenorientiert sein. 
Sie sollen den Verschiedenen Interessen und Anforderungen gerecht wer-
den und mit Infrastruktureinrichtungen wie gastronomischen Einrichtungen, 
Fäkalienentsorgungsmöglichkeiten und Waschgelegenheiten und Anbin-
dung an die örtlichen Zentren zu attraktiven Anlegestellen werden. Offen-
bar fehlen derzeit ausreichende Anlagen mit entsprechenden Infrastruktur-
einrichtungen für Paddel- und Ruderboote. 

·  Trotz des Vorhandenseins von Stegen in der Region stellt illegales Ankern 
und Parken (auch in sensiblen Bereichen) ein Problem  dar.  

·  Der Bau von Sammelstegen erfordert einen hohen Finanzaufwand, der 
durch hohe Auslastung kompensiert werden müsste. Um diese zu errei-
chen wären weniger Stege erforderlich. 

Insgesamt fehlt in der Region teilweise Erholungsgerechte Infrastruktur, wie qualita-
tive Restaurants.  
Teilweise problematisch stellt sich die Zusammenarbeit zwischen den Kommunen 
bzw.  Landesämtern und Behörden dar. Hier sehen die Teilnehmer Klärungs- und 
Gesprächsbedarf.  
Der öffentliche Zugang  zum Wasser soll für alle Bevölkerungsgruppen möglich sein. 
Zur Sicherung ist es vorteilhaft, wenn die betreffenden Flächen in öffentlicher Hand 
sind. Das gezielte Anlegen von Uferwanderrastplätzen mit Bänken, Tischen, ggf. 
Grillplätzen, Abfallbehältern und Toiletten bietet sich als Lenkungshilfe für Besucher 
an.  Von den Teilnehmern der Arbeitsgruppe werden durchgehende Uferwege für 
nötig erachtet.  
Für ein positives Landschaftserleben  ist das Freihalten von Sichtachsen und 
Blickbeziehungen notwendig. Solche „zentralen“ Punkte sind im Sinne einer Besu-
cherlenkung sinnvoll, auch um Verschmutzungen an einigen Orten zu konzentrieren 
– vorausgesetzt, die Aus- bzw. Beschilderung ist gewährleistet.  
Durch die gesamte Diskussion zieht sich die Erkenntnis, dass für eine positive 
Raumwirkung  die Sauberkeit und Ordnung von hoher Bedeutung sind. Das Hinter-
lassen von stark verunreinigten Rastplätzen und die Zerstörung durch Vandalismus 
schlägt sich negativ auf das Gesamtbild der Region nieder. Mit regelmäßigen Kon-
trollen und Pflegemaßnahmen müssen entstandene Schäden schnelle beseitigt 
werden. Aber auch die Anwohner und Gäste müssen ein Bewusstsein entwickeln.  
Auf dem Wasser wird die Fäkalienverklappung großer Boote insbesondere im Hin-
blick auf die Wasserqualität als problematisch angesehen. Die vorhandene Fäka-
lienstation in Glindow wird trotz ausreichenden Bootsbesatzes nicht angenommen. 
Eine stärkere Informationspolitik und auf Freiwilligkeit und Umweltbewusstsein set-
zende Maßnahmen (z.B. Plakette) sollen hier die unzureichenden Kontrollen ergän-
zen.     
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Es wurde von den Teilnehmern auch kritisch angemerkt, dass es in der Region be-
reits eine Vielzahl von Konzeption und Arbeitskreisen zu einzelnen Themen gibt. 
Problematisch sei jedoch die Umsetzung der jeweiligen Ideen.  Daher begrüßen es 
die Teilnehmer, dass nun endlich eine Gesamtkonzeption erarbeitet wird. Hierin 
sollen alle bereits angesprochenen Elemente und darüber hinaus die erlaubten Nut-
zungen, die Uferwanderwege, Rastplätze, die Verortung von bedarfsgerechten 
Sammelsteganlagen sowie deren Anbindung an öffentliche Wege festgelegt wer-
den. Gleichzeitig soll die Entsorgung und Reinhaltung der Zugangsbereiche zum 
Wasser, Wanderwege, Rastplätze, Badestellen usw. gesichert sein.   
Neben steuernden und lenkenden Maßnahmen werden von den Teilnehmern „wei-
che“ bewusstseinsbildende Maßnahmen als sinnvoll und notwendig erachtet. Dies 
könnten u.a. Maßnahmen sein, die das Umweltbewusstsein aller Nutzer ( Wanderer, 
Gäste, Anwohner, Wassersportler etc.) verbessert werden. Das kann durch ein stär-
keres Informationsangebot geschehen. Angedacht wurden z.B. Materialien über 
korrekte Verhaltensweisen auf dem Wasser, die von Stegbetreibern oder von 
Bootsverleihern verteilt werden können. In diesen Materialien sollen Informations-
karten über die Seen, mögliche Etappenziele, Sammelsteganlagen, Fäkalienentsor-
gungsmöglichkeiten und mögliche Ziele an Land verzeichnet sein. Verstöße auf 
dem Wasser sollten verstärkt durch die Wasserschutzpolizei geahndet werden. An 
Land könnte das Amt eines „Uferbevollmächtigten“ geschaffen werden, der auf Ver-
stöße hinweist und ggf. Bußgelder verhängt. Anreize wie öffentliche „Belobigungen“, 
Aufmerksamkeiten, Wettbewerbe o.ä. könnten eingesetzt werden, um Engagement 
zu fördern. 

2.3 Zusammenfassung 

Als Ergebnis der Veranstaltung zeigt sich, dass alle Beteiligten, gleich ob aus öko-
nomischer, ökologischer oder sozialer Sicht sehr einhellig in den Zielen bzw. 
Grundsätzen für den Umgang mit den Havelseen  übereinstimmen: 

·  Die natürlichen Lebensgrundlagen sollen erhalten werden, sensible Berei-
che geschützt  und sie vorsichtig entwickelt werden.  

·  Die Region soll ein Landschaftsbild mit natürlichem Charakter aufweisen. 

·  Die Haupterwerbszweige sind Naherholung bzw. Tourismus, insbesondere 
in Verbindung mit wasserbezogenen Freizeitaktivitäten.  

·  Der Wassersport soll umweltgerecht und gewässerverträglich gestaltet 
werden 

·  Ein gemeinsames Vorgehen aller Beteiligten ist notwendig. 

In einzelnen angesprochenen Themenbereichen zeigen sich ebenso Übereinstim-
mungen der Akteure. So sprechen sich die Arbeitsgruppen einheitlich dafür aus, die 
Anzahl der Stege zu reduzieren und durch Konzentration an siedlungsnahen Stand-
orten z.B. mit Sammelstegen oder Wasserwanderrastplätzen sowohl die Auslastung 
zu verbessern als auch einen Schutz der Uferbereiche zu erzielen.  
In allen Arbeitsgruppen wurde das Thema Bootsverkehr mit ähnlichen Problemen / 
Zielrichtungen diskutiert. Als Stichworte seien hier Lärmbelästigung, Gewässer-
verunreinigung und adäquate Infrastruktur genannt. 
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In den einzelnen thematischen Schwerpunkten der verschiedenen Bereichen wur-
den bereits mögliche Instrumente zur Problemlösung  andiskutiert. So sind einer-
seits restriktive, auf Verordnungen basierende Instrumente einzusetzen, die zu ihrer 
Durchsetzung Kontrollen benötigen (z.B. Nachtankerverbote). Andererseits wird 
deutlich, dass verstärkt informelle und anreizorientierte Instrumente entwickelt und 
eingesetzt werden müssen. Dazu zählen auch verbesserte Informationsmöglichkei-
ten und bewusstseinsbildende Maßnahmen der Besucher und Einwohner. 

Insgesamt kann die Veranstaltung als sehr konstruktiv gewertet werden. In der 2. 
Werkstatt am 18. März sollen einerseits die angesprochenen raumwirksamen Funk-
tionen und Strukturen verortet werden und Instrumente und ihr Einsatz konkretisiert 
werden. Andererseits werden die  Leitthemen des ersten Workshops wie Verkehrs-
verbund oder Fischerei konkretisiert.  

Herr Bornholdt dankt den Teilnehmern der Veranstaltung für Ihr Engagement. 
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Ergebnisse der Arbeitsgruppen ‚Naturraum Havel’, ‚Wirtschaftsraum Havel’, ‚Leben an der Havel’ 

Bootsverkehr  

·  Motorboote, Sportboote, Fischerei, Schifffahrt, Jetski 

·  Wassersport hat hohe Bedeutung in Region, benötigt Inf-
rastruktur  

·  Probleme: Lärm, Wellenschlag, Wasserqualität,  Entsor-
gung (u.a. Fäkalieneinleitung), Tankstellen,  Bootsnutzung 
als Ferienhaus  

·  Anreizorientierte Lösungen finden, Information, Umwelt-
bewusstseinsbildende Maßnahmen (z.B. Plakette) 

·  Ordnungsmaßnahmen, Kontrollen, Restriktionen, Was-
serschutzpolizei, Gesetzgeber 

·  Parkverbote, Nachtankerverbote, Schilfeinfahrt 

Stege 

·  Koordination der Liegeplätze, bessere Vermarktung und Auslas-
tung größerer Stege, Informationen verbessern u.a. über Fäkalien-
entsorgungsstationen, Naturschutz, regionale Infrastruktur, Was-
sertiefen etc. 

·  Konzentration von Steganlagen 
u.a. in Siedlungskernen, bereits bebauten Bereichen, Sammelste-
ge, regionale Konzeption, Schiffsanlegekonzeption   
Anzahl in Region gesamt? Problem illegaler Stege 

·  Stege müssen bedarfsgerecht, zielgruppenorientiert, kostengünstig 
sein, Siedlungs- und Wegeanbindung haben 

·  Betreiber? 

·  Verkürzung der Genehmigungsverfahren, einheitliches Vorgehen / 
Zielrichtung in den Gemeinden/Behörden 

Zugang / Uferwege  

·  Durchgängige Uferwege vs. keine neuen 
Wege/Stichwege zum Wasser 

·  Stellplätze am direkten Ufer vermeiden 

·  Öffentlichen Zugang zum Wasser sichern 

·  Pflege / Sauberkeit 

·  Verbindung Land / Wasser / Anreise klug 
gestalten 

·  Landschaftsbild mit natürlichem Charakter 

·  natürliche Lebensgrundlagen sichern, sensible Bereiche erhalten / schützen,  
vorsichtiger Umgang  

·  Naherholung / Tourismus als Haupterwerbszweig,   
Freizeit-Wassersport umweltgerecht und gewässerverträglich gestalten 

·  Gemeinsames Vorgehen aller Beteiligten notwendig 

Oberste Ziele / Grundsätze  
für den Umgang mit den 
Havelgewässern 

Wasser / Natur  

·  Qualität 

·  Wasserentnahme nicht erhöhen 

·  Längerer Verbleib des Wassers in 
der Landschaft (Wasserrückhalt) 

Fischerei  

·  Fischerei als nachhaltige Gewäs-
sernutzung stabilisieren 

·  Einbeziehung in Planungsvorhaben 

·  Nachwuchs 

·  Vermarktung 

·  Problem Fischereirechte 

Information  

·  Interesse der Besucher an Natur(schutz) erhöhen 

·  Bewusstseinsbildende Maßnahmen 

·  Informationen für Sportboote/ Wasserwanderer 

·  Information und Anreize vor gesetzlichen Regelungen? 

Infrastruktur  

·  teilweise fehlend 

·  zielgruppenorientiert, bedarfsge-
recht adäquat notwendig 

·  Verkehrsverbund auf Wasser 

Raumwirkung  

·  Sauberkeit und Ordnung 

·  Raumverantwortung 

·  Pflege / Kontrollen / Eigeninitiative 

Tourismusregion  

·  Identifikation als Tourismusregion 

·  Freundlichkeit, Kunden- und Ziel-
gruppenorientierung, Eigeninitiative 

·  Information 

·  Adäquate Infrastruktur 

Landschaft / Natur  

·  Natürliche Bereiche freihalten / erhal-
ten 

·  Lenkung und Konzentration der Be-
sucher (auch des Mülls) 

·  Erlebbarkeit der Natur + Landschaft 

·  Ausblicke, Sichtachsen 

·  Eigenart der Landschaft bewahren 
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3 Die 2. Werkstatt am 18. März 2002 

3.1 Einleitung 

 Jan Bornholdt, Bornholdt Ingenieure GmbH 

 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, 
ich begrüße Sie recht herzlich im Kunsthof Glindow zur 2. Werkstatt der Uferkonzeption 
Havelseen, dem Agenda 21-Projekt des Gemeindeforums. 
Die Anzahl der Teilnehmer zeigt uns das Interesse am Thema und seinen Facetten. Die 
Situation ist allerdings nicht ganz so dramatisch, wie in der Presse nach der 1. Werkstatt 
teilweise geschildert. Dennoch könnte es besser sein und daraus leitet sich sicher auch das 
Interesse Ihrerseits und die Notwendigkeit der Uferkonzeption ab. Grundsätzlich wollen wir 
hier aber keine Schwarzseherei betreiben, sondern vorhandene Probleme anpacken und 
Lösungen suchen, sowie weitere Probleme gar nicht erst entstehen lassen. 
Ich möchte hier noch einmal kurz die Ziele und Grundsätze aus der 1. Werkstatt aufführen, 
die uns zu der Auffassung bringen, dass die Konzeption als Prozess mit verschiedenen 
Bestandteilen, Abfolgen und Zielen zu verstehen ist. 

·  Landschaftsbild mit natürlichem Charakter 

·  natürliche Lebensgrundlagen sichern, sensible Bereiche erhalten / schützen, vor-
sichtiger Umgang  

·  Naherholung / Tourismus als Haupterwerbszweig, 
Freizeit-Wassersport umweltgerecht und gewässerverträglich gestalten 

·  gemeinsames Vorgehen aller Beteiligten notwendig 

Die Arbeit hier soll auf keinen Fall eine Dopplung dessen werden, was in den Initiativen zur 
Agenda 21 von Potsdam, Werder oder des Landkreises geschieht. Unsere Orientierung ist 
immer gesamtregional und gewässerbezogen. 
Aus den Ergebnissen der 1. Werkstatt haben sich die Arbeitsgruppen des heutigen Tages 
entwickelt. Am Vormittag wollen wir zwei Komplexe übergreifend behandeln. Das ist 

I. die AG zum Struktur- und Funktionsplan, in der über räumliche Verteilung von 
Standorten, Maßnahmen oder ggf. Zonierungen u. ä. gesprochen werden soll und 

II. die AG zu den Instrumenten, in der vorrangig die „virtuelle“ Ebene zur Lösung der 
Probleme aus der 1. Werkstatt behandelt wird. Dabei möchten wir sowohl ord-
nungsrechtliche als auch anreizorientierte, informelle Instrumente einbeziehen. 

Am Nachmittag werden wir in einer weiteren Aufteilung die Maßnahmen, Ideen und Prob-
leme zu vertiefen suchen. Die Möglichkeit zur Bildung von Kleingruppen ist immer gegeben. 
Aus mangelndem Interesse an AG 2 des Nachmittags haben wir diese mit der AG 3 zu-
sammengelegt.  
Zum Abschluss möchte ich noch unsere Vorstellung für die zukünftige Gestaltung des Pro-
zesses erwähnen. Wir streben zweierlei an: 

1. Planung / Konzeptionen  
Einbeziehung der erarbeiteten Ziele und Grundsätze sowie allgemeiner Aspekte des 
Uferschutzes auch in gesetzlich vorgeschriebene und ohnehin laufende Planungen, 
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wie FNP, Landschaftspläne usw.;  
Erstellung von notwendigen Konzepten für die ganze Region, wie z. B. Sammelste-
ge, Schiffsanleger + Nutzung, Ufer- und Schilfschutz, Uferwege / Zugänge; 

2. Prioritäre und Schwerpunktmaßnahmen  
Umsetzung bzw. Anschub wichtiger, konsensfähiger Maßnahmen aus dieser 2. 
Werkstatt, die möglichst genehmigungs- und förderfähig und finanzierbar sein sol-
len; dabei sind nicht nur baulich-technische Maßnahmen, sondern auch Informatio-
nen, Öffentlichkeitsarbeit und Wettbewerbe o. ä., zu berücksichtigen; 

 
Obwohl das Zusammenwirken in den Arbeitsgruppen auch Arbeit bedeutet, wünsche ich 
Ihnen einen schönen und erfolgreichen Tag hier im Kunsthof. 
 

3.2 Ergebnisse der Arbeitsgruppen Teil I  

3.2.1 AG I Funktions- und Strukturplan 

 Leitung: Arne Korthals 

 Teilnehmer: Herr Böer, Herr Dahl, Herr Hahlweg, Herr Harder, Herr Heinemann,  
Herr Dr. Koenig, Herr Kneiding, Frau Kuberka, Herr Kuring, Herr Löggow, Herr Mai, 
Herr Dr. Martin, Herr Radkiewicz, Herr Schäfer, Herr Schnelle, Herr Vogeler, Herr 
Weber, Herr Wilke, Frau Zernickow 

 
Um zielgerichteter arbeiten zu können, unterteilte sich die Arbeitsgruppe in zwei Teile. Die 
eine Gruppe beschäftigte sich mit den Schwerpunkten Wassersport, Steganlagen, Ver-
kehrsverbund. Die andere Gruppe bearbeitete die Themen Fischerei, Natur- und Ressour-
censchutz. 
 
AG Fischerei, Natur- und Ressourcenschutz 
Das Ziel der Arbeitsgruppe war es, nach vorangehendem Meinungsaustausch und intensi-
ver Konfliktdiskussion, konkrete Vorrangbereiche für den Naturschutz und die Fischerei in 
der Karte zu verorten. Diese Vorrangbereiche sollten sich an den vorhandenen natürlichen 
Gegebenheiten orientieren. 
Als Hauptproblem kristallisierte sich in der Diskussion die hohe Anzahl an vorhandenen 
Stegen heraus, deren momentane Auslastung auf unakzeptabel niedrigem Niveau liegt.  
Die Vertreter der Fischerei sehen in jeder Baugenehmigung für einen Steg einen Eingriff in 
ihre seit Jahrhunderten festgeschriebenen Fischereirechte. Diesem Fischereiprivileg müss-
te ihrer Meinung nach bei Planungen bzw. Genehmigungen durch die Behörden mehr Be-
achtung geschenkt werden, weil es Lebensgrundlage der Fischer ist. Der Stegbau zerstöre 
die Uferzone, welche als Laichplatz uneingeschränkt geschützt werden müsse, um die Ge-
wässer ertragreich zu halten. Um zusätzliche Stegbaugenehmigungen zu verhindern, soll-
ten alle vorhandenen rechtlichen Möglichkeiten ausgeschöpft werden. Sei ein Steg erst 
errichtet worden, so bestünden lediglich geringe Chancen ihn nachträglich wieder zurück-
bauen zu lassen. Ansonsten werden die gesetzlichen Bestimmungen von allen Teilnehmern 
als ausreichend erachtet. Sie müssten aber intensiver angewandt werden, was aufgrund 
von Personalmangel nach Auskunft eines Vertreters der Naturschutzbehörde schwerlich 
gewährleistet werden kann. In diesem Zusammenhang forderten die Vertreter der Natur-
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schutzbehörde alle Teilnehmer auf, Verstöße anzuzeigen. So könne die Behörde gezielt 
eingreifen und regulierend tätig werden. Als Einwurf kam die Bemerkung, dass es zu DDR-
Zeiten üblich war, pro Quadratmeter Stegfläche ein Beitrag einzufordern. 
Weiterhin wurde von den Fischern beobachtet, dass die Steganlagen fast ausschließlich 
von ortsfremden Wasserwanderern in Anspruch genommen würden. Wochenendwasser-
wanderer aus der Havelregion und Berlin hingegen versorgten sich vor ihrer Fahrt ausrei-
chend mit benötigten Dingen, um dann auf dem See zu ankern. Dies führe vermehrt zur 
Herausbildung von festen Liegegemeinschaften auf See. Deren Mitglieder sollten verstärkt 
angesprochen werden, um sie für die Sauberkeit „ihrer“ Liegebereiche zu sensibilisieren. 
Die Gruppenteilnehmer sprachen sich einheitlich, für eine verstärkte Information der Nutzer 
auf und am Wasser hinsichtlich der Reinhaltung des Naturraumes aus. Einige Aktionen sind 
in diesem Zusammenhang bereits realisiert worden. Beispielsweise verteilten Zivildienst-
leistende des Umweltamtes Potsdam am Sacrower See Flugblätter, in denen die Bürger 
über angemessene Verhaltensweisen in der Natur, Abfall- und Entsorgungsprobleme auf-
geklärt wurden. Der Effekt der Aktion war allerdings nur kurzzeitig. 
Die starke Nutzung der Gewässer durch Wasserwanderer, Sportbootverkehr und Freizeit-
nutzer wird von den Fischern zwar als ärgerlich eingestuft, behindert sie aber auf grund der 
unterschiedlichen, teilweise saisonalen, Nutzungszeiten nicht bei der Ausübung ihrer Arbeit. 
Um allen Nutzern des Wassers in den Planungen gerecht werden zu können, sollten die 
Wasserflächen in verschiedene Bereiche eingeteilt werden. Zum einen in absolute Tabu-
Zonen, in denen landseits keine Eingriffe vorgenommen werden dürften und wasserseits 
die Reviere der Fischer, Ankerverbotszonen, Trinkwasserzonen, Wasserrosen- und Röh-
richtbereiche und Sperrgebiete für Schifffahrt und Freizeitnutzer ausgewiesen würden. Und 
zum anderen in Flächen mit dem Schwerpunkt „Leben“, die für eine intensivierte Nutzung 
verfügbar wären. Als Beispiel für eine derartige Nachverdichtungsfläche wurde die Neu-
städter Bucht angeführt. Alle übrigen Flächen bedürfen im Antragsfall einer Einzelprüfung. 
Abschließend appellierten die Fischer an eine verbesserte und verstärkte Zusammenarbeit 
mit der Naturschutzbehörde. So merkten sie an, dass sie zwar bei der Entscheidung über 
den Neubau einer Steganlage angehört werden können, aber kein Einspruchsrecht hätten. 
Weiterhin wünschen sich die Fischer von der Naturschutzbehörde eine Rückmeldung über 
erteilte bzw. versagte Genehmigungen zum Bau von Steganlagen. 
 
 
 
 
Vorgeschlagene Maßnahmen: 

·  Kontrolle der Stege nach Rechtmäßigkeit ihrer Errichtung 

·  Rückbau von Einzelstegen und Konzentration auf sozialverträgliche Sammelsteg-
anlagen  

·  Rückbau von zerstörten Einzelstegen 

·  Bessere Ausnutzung bereits vorhandener rechtlicher Grundlagen 

·  Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen Fischern und Naturschutzbehörde 

·  Klärung von Zuständigkeiten für Sauberhaltung der Uferbereiche 

·  Anbindung von Steganlagen an vorhandene Infrastruktur 

·  Festlegung von Entwicklungsbereichen und absoluten Schutzzonen 
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·  Sensibilisierung der Bürger für Natur durch Informationstafeln / -material 

 
AG Wassersport, Steganlagen, Verkehrsverbund 
Nach umfassender Diskussion zur allgemeinen Problematik, hinsichtlich der Schaffung von 
Steganlagen, Wasserwanderliegeplätzen und der notwendigen Infrastruktur, wurden in den 
Plan verschiedene Eintragungen von Anlagen und Einrichtungen vorgenommen, die bereits 
existieren oder sich in einem fortgeschrittenen Realisierungsstadium befinden. 

·  Standorte mit einer Konzentration mit Steganlagen und „Marinas“ 

·  Anleger der Ausflugschifffahrt, die auch im Rahmen des Verkehrsverbunds mitge-
nutzt werden können 

·  Wassertankstellen 

·  Entsorgungsstellen 

·  Wassersportbereiche (Regatta, Wasserski) 

·  Bereiche für den Naturschutz - hochwertig vorhanden 

·  Bereiche für den Naturschutz - renaturieren 

Nachdem die Eintragungen abgeschlossen waren, wurde der Plan von den Mitgliedern der 
AG nochmals analysiert. Dabei wurde festgestellt, dass schon viele Standorte mit einer 
Konzentration von Steganlagen existieren. Neue Standorte sollten, wenn überhaupt not-
wendig, nur in direktem Anschluss an die Siedlungsbereiche ausgewiesen werden. Der 
Schwerpunkt der weiteren Entwicklung ist auf eine Verdichtung der bereits vorhandenen 
Standorte abzuzielen. Einen ersten Schritt hat die Gemeinde Ferch bereits durch die Auf-
stellung eines Sammelstegkonzeptes durchgeführt, in dem entsprechende Konzentrations-
bereiche ausgewiesen wurden, erläuterte Herr Büchner. 
Die Ausstattung des Raumes mit Entsorgungsstellen für Fäkalien wurde für die Bereiche 
der Stadt Werder als gut bewertet, während den Mitgliedern in Potsdam nur eine Annah-
mestelle bekannt war und in Ferch keine. Hier besteht Bedarf das Netz der Entsorgungs-
stellen weiter auszubauen. 
Wassertankstellen sind in der Region nur in Potsdam vorhanden. Um ein Betanken der 
Boote mit Kanistern, an nicht geeigneten Stellen auf den Gewässern zu vermeiden, sollten 
zusätzliche Tankstellen geschaffen werden. Als geeignete Standorte wurden wiederum die 
Siedlungsbereiche genannt. 
Im Rahmen des Verkehrsverbundes sollten die Anlagen der Ausflugschifffahrt mit genutzt 
werden, um einerseits Kosten zu sparen und andererseits eine weitere Verbauung von U-
ferbereichen zu vermeiden. 
Die im Plan eingetragenen natürlichen Uferbereiche sollten von einer Bebauung mit Stegen 
freigehalten werden. Im Bereich der Gemeinde Golm am Großen Zernsee wurde sogar eine 
Renaturierung der Uferzonen für sinnvoll erachtet. Jedoch sollte hier die Möglichkeit für die 
Erstellung einer Sammelsteganlage offen gehalten werden, um Einzelstege zusammenfas-
sen zu können. Rückbaumaßnahmen sollten sozialverträglich durchgeführt werden. Auf die 
Bedürfnisse der Einzelstegeigentümer solte eingegangen werden. 
Zusätzliche Anlagen für Wasserwanderer sollten nicht erstellt werden. Stattdessen sollten 
an den bereits vorhandenen Steganlagen Plätze für Wasserwanderer ausgewiesen werden. 
Herr Büchner wies auf die Schaffung von Anlegestellen für Kanuwasserwanderer an Steg-
anlagen hin. 
Die vorhandenen ausgewiesenen Wassersportbereiche (Wasserski, Ruder- und Regatta-
strecken) sind unbedingt zu sichern. 



Ergebnisse der  Werkstätten 

   BORNHOLDT Ingenieure GmbH 17 

 
Ergebnis: 
Die beiden erstellten Pläne weisen nahezu deckungsgleiche Vorranggebiete für den Natur-
schutz (Fischerei inkl.) aus.  
Die verbleibenden Bereiche enthalten im Plan der AG Wassersport, Steganlagen, Ver-
kehrsverbund Standorte für Steganlagen. Von der AG Fischerei, Natur- und Ressourcen-
schutz wurden keine präzisen Standorte für Steganlagen eingetragen. 
Große Diskrepanzen bei der Ausweisung von Funktionsbereichen können bei einer Überla-
gerung der Karten nicht festgestellt werden. 

3.2.2 AG II Instrumente 

 Leitung: Jan Bornholdt, Ines Ruppe 

 Teilnehmer: Herr Herrmann, Herr Hotzel, Frau Jansen, Herr Kahle, Herr Klähr,  
Herr Knauer, Herr Krüger, Frau Paschkowski, Herr Röhrbein, Herr Szelong 

 
Ziel der Arbeitsgruppe war es, für die in der 1. Werkstatt herausgearbeiteten Problemlagen 
und Maßnahmenvorschläge Instrumente  zu deren Lösung bzw. Umsetzung zu finden und 
zu debattieren. Dabei sollten 

·  sowohl rechtlich greifende und mit Sanktionen verbundene 

·  als auch anreizorientierte  Instrumente betrachtet werden. 

Thematisch kreiste die Diskussion stark um die Themen Umweltschutz  (besonders Ge-
wässer-)verschmutzung und Raumverantwortung . 
Insgesamt konnte festgestellt werden, dass die vorhandenen gesetzlichen Regelungen 
und Verordnungen  ausreichend sind. Für die Uferkonzeption relevant sind vorrangig: 

·  das Bundesnaturschutzgesetz, 

·  das Bundeswasserstraßengesetz, 

·  das Baugesetzbuch und Raumordnungsgesetz, 

·  Fischereigesetze und –verordnungen 

·  sowie Satzungen des Landkreises z. B. bzgl. Abfall. 

Allerdings stellen sich Fragen der Kontrolle  und des Vollzugs der Gesetze sowie der 
Sanktion von Verstößen. Die Wasserschutzpolizei z. B. kann Verstöße nur dann zur Anzei-
ge bringen, wenn sie schnell genug benachrichtigt wird, um vor Ort Beweise zu sichern. 
Anschließend sind dann die Ordnungs- und Fachbehörden des Landkreises als sanktionie-
rende Instanz gefragt. 
Zur Umsetzung der rechtlichen Rahmenbedingungen sehen die Teilnehmer insbesondere 
anreizorientierte, auf Freiwilligkeit basierende Möglichkeiten wie: 

·  Selbstverpflichtungen und Schärfung des Bewusstseins , 

·  Informationen  über Regelungen und deren Hintergründe,  

·  auch persönliche Information von Behörden  in Vereinen oder Schulen, 

·  Informationen in Prospekten und Karten. 



Uferkonzeption für das Gebiet der Havelseen 

 

   BORNHOLDT Ingenieure GmbH 18

Auch in den Medien wie z.B. Fachzeitschriften wären Informationen über Umweltbelange 
sinnvoll. Im öffentlichen Raum  sollten Informationen sichtbar sein – ohne zu einem Schil-
derwald zu führen. Herr Hotzel hat vor, einige Parameter der Wasserqualität des Glindower 
Sees zu messen und diese auf Anzeigetafeln zu präsentieren, so dass dem Besucher die 
Veränderung z. B. von Freitag auf Sonntag deutlich wird. 
Wichtig ist es auf jeden Fall, zielgruppengerechte Informationswege  zu wählen. Für 
Wassersportler beispielsweise sind Karten geeignet, da sie diese auf jeden Fall mit sich 
führen. Informationen sollten nicht im Sinne von Verboten, sondern als Hinweise gegeben 
werden. Insgesamt müssen praktikable Handlungsalternativen  angeboten werden. 
Die Verklappung der Fäkalien auf den Gewässern wurde besprochen. Es wurde vorge-
schlagen, im Bereich Bootsbau auf eine Veränderung der Ausrüstungsvorschriften hinzu-
wirken. Bisher errichten Häfen und Marinas Fäkalienentsorgungsanlagen freiwillig. Es müs-
sen adäquate Möglichkeiten, auch der Betankung und Abfallentsorgung, gefunden werden. 
Im Sinne einer nachhaltigen Raumentwicklung  plädierten die Teilnehmer für eine höhere 
Raumverantwortung  des Einzelnen, der öffentlichen Institutionen, aber auch der Grund-
stückseigentümer. Raumverantwortung kann nach Ansicht der Teilnehmer vor allem über 
eigene Erfahrungen und Einbindung vermittelt werden. Besondere Zielgruppe sind hierbei 
Kinder und Jugendliche sowie deren Eltern und Schulen. 
Vorstellbar wären beispielsweise 

·  Schulpatenschaften  für Uferabschnitte oder 

·  Feste mit „Frühjahrsputzaktionen“ . Hierbei könnten sich evtl. ansässige Unter-
nehmen engagieren und Feste ausrichten oder Preise stiften. 

·  In diesem Zusammenhang sollte nach Ansicht der Teilnehmer die vor einiger Zeit 
in der Region diskutierte Idee der Aqua-Scouts  wieder aufgegriffen werden. 

·  Ebenso werden Wettbewerbe  als mögliche Instrumente gesehen. 

Es wurde auch über die Verantwortung der Eigentümer für Müllbelastungen  auf Ihren 
Grundstücken gesprochen, wobei zu fragen ist, wie mit Müllschwerpunkten umzugehen sei. 
Durch Strömungsverhältnisse etwa können Ablagerungen an bestimmten Uferabschnitten 
anschwemmen, von denen sie gar nicht ausgehen. Die Umlage dieser Reinigungskosten ist 
zu thematisieren. 
In der Kategorie Pläne und Konzepte  wurde es für notwendig erachtet, die vorhandenen 
lokalen Konzepte in einer Gesamtkonzeption zusammen zu führen. Dabei könnten gelun-
gene und nachhaltige Ansätze einzelner Kommunen in ggf. modifizierter Form auf die Re-
gion oder Teile des Raumes übertragen werden. 
Für qualitativ hochwertiges Bauen  bzw. eine hochwertige Entwicklung  an den Gewäs-
sern bzw. Uferbereichen könnte eine Art „Leitfaden“  entwickelt werden. Dafür sollten posi-
tive und negative Beispiele aus der Region veröffentlicht werden. Bei neu geplanten Vorha-
ben oder Eingriffen / Veränderungen könnte eine solche Vorlage hilfreich sein.  
Insgesamt wurde von allen Teilnehmern befürwortet, verstärkt anreizorientierte und mit po-
sitiven Grundgedanken verbundene Instrumente in der Umsetzung der Agenda-21-
Prioritäten einzusetzen. Die vorgeschlagenen Maßnahmen finden sich in der Übersicht al-
ler, nach Themengebieten geordneten, Maßnahmen dieser Dokumentation. 
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3.3 Ergebnisse der Arbeitsgruppen Teil II 

3.3.1 AG 1 Erholung 

 Leitung: Ines Ruppe 

 Teilnehmer: Frau Bisges, Herr Heinemann, Herr Herrmann, Frau Kuberka,  
Frau Warsawa 

 
Prämisse und Grundlagen der Arbeitsgruppe waren die in der ersten Werkstatt am 
18. Februar aufgestellten Grundsätze und Themenbereiche: 

·  Landschaftsbild mit natürlichem Charakter erhalten 

·  Erholung umweltgerecht gestalten 

·  Die Region ist eine Tourismusregion. Der Tourismus / die Naherholung sind vor al-
lem landschaftsbezogen. Dennoch sind notwendige relevante Anforderungen zu 
erfüllen, die nicht unmittelbar mit den Gewässern zu tun haben. 

Diese näher zu erörtern und mit konkreten weiteren Arbeitsschritten zu definieren, war Ziel 
der Arbeitgruppe. Leider war kein Vertreter der mit Tourismus befassten Institutionen an-
wesend, so dass eine fundierte Debatte mangels Kenntnissen teilweise nicht möglich war. 
 
In der Diskussion um die Erlebbarkeit der Landschaft und der Gewässer wird häufig das 
Argument vorgebracht, dass die Gewässer, vom Lande aus betrachtet, nicht sichtbar sind. 
Der F.N.L. Region Schwielowsee e.V. hat im Jahre 2000 für den Schwielowsee eine Karte 
mit den vorhandenen Sichtfenstern erarbeitet. Die Sichtfenster und die Badestellen wurden 
auch für das Nordostufer des Plessower Sees aufgenommen. In den Karten wird deutlich, 
dass es eine Vielzahl von Sichtfenstern auf die Seen gibt. Die Karte kann gut als Argumen-
tationshilfe eingesetzt werden.  Es wird vorgeschlagen,  

·  diese Karte in die Gemeinden zu geben und zur Diskussion zu stellen  

·  die Sichtfenster im B-Plan der Gemeinde Geltow zu sichern 

·  solch eine Karte auch in den anderen Kommunen zu erstellen 

·  Sichtfenster in vorhandene bzw. weitere Planungen zu integrieren. 

Es wird in der Gruppe kontrovers diskutiert, wie die Lenkung der Besucher erfolgen sollte, 
wie viel Infrastruktur  an einzelnen Punkten zur Verfügung stehen sollte und wie mit dem 
entstehenden Verkehr  umzugehen sei.  
Gerade an den Wochenenden ist die Anzahl der Tagesbesucher sehr hoch. Um sensible 
naturräumliche Bereiche zu schützen, aber auch um den Einwohnern Erholung zu ermögli-
chen ist es notwendig, die Besucher zu lenken. Derzeit fehlen in den Gemeinden noch 
Hinweise für die Besucher. Der F.N.L. hat für den Schwielowsee eine Karte mit Informatio-
nen über die Region und mit Wegen erarbeitet. Schilder mit dieser Karte sollen in Abstim-
mung mit dem Amt in den drei Mitgliedsgemeinden aufgestellt werden. Insgesamt muss die 
Ausschilderung verbessert werden. Einig waren sich die Teilnehmer darin, 

·  den Verkehr soweit wie möglich zu minimieren und  

·  den ruhenden Verkehr an einigen Orten zu konzentrieren.  

Von der Mehrheit der Teilnehmer wurde gefordert, 
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·  die Uferbereiche vom Verkehr freizuhalten und  

·  Infrastruktur wie Bänke etc. nur an ausgewählten Stellen zu errichten.  

Es war jedoch nicht bekannt, ob es bereits eine oder mehrere Tourismuskonzeption(en) 
gibt, die diese Punkte behandelt und verortet. 
 
In der ersten Werkstatt wurde gefordert, dass eine stärkere Identifikation als Tourismus-
region  notwendig sei. Dies erfordert  nach Ansicht der Arbeitsgruppe  

·  eine bessere regionale Kommunikation  zwischen den Akteuren 

·  eine verstärkte Zusammenarbeit  der Tourismusakteure, um besseren Service und 
attraktive Leistungen zu bieten 

·  eine „Tourismuszentrale“ , die umfassender Dienstleister sowohl für Gäste als 
auch für Gewerbetreibende des Tourismusbereiches ist 

·  eine weitere Bearbeitung des Themas 

·  ein Regionalmarketing  für die Region, Corporate Design, 

·  Tourismus nicht als freiwillige Leistung  der Kommunen zu definieren 

·  positive Würdigung von Qualität und Service , Schaffung von Anreizen für Anbie-
ter 

·  kontinuierliche Gästebefragungen  (inkl. Auswertung und Umsetzung der Ergeb-
nisse) 

·  Zusammenarbeit mit anderen europäischen Regionen , die ähnliche naturräumli-
che Eigenschaften aufweisen 

Auch in dieser Arbeitsgruppe wurden auftretende Müll belastungen und die hohen Kosten 
für die Beseitigung angesprochen. Es wurde einerseits gefordert, Gespräche zwischen 
Gemeinden und Landkreis über Lösungsmöglichkeiten zu führen, andererseits für ehren-
amtliches Engagement Aufwandsentschädigungen o. ä. zu leisten. 

3.3.2 AG 2 / 3 Stege / Uferwege - Sportbootverkehr / Verkehrsverbund 

 Leitung: Jan Bornholdt 

 Teilnehmer: Frau Berndt, Herr Böer, Herr Hotzel, Herr Klähr, Herr Krüger, Herr Kuring, Herr Lög-
gow, Frau Paschkowski, Herr Radkiewicz, Herr Schnelle,  
Herr Szelong, Frau Zernickow 

 
Die Arbeitsgruppe wurde mangels Interesse an AG 2 Stege / Uferwege mit der Arbeits-
gruppe 3 Bootsverkehr zusammengelegt. 
Das maßgebliche Ziel der Arbeitsgruppe war die Klärung folgender Fragen: 
1. Wie kann der Zugang zu den Gewässern und die Erlebbarkeit der Ufer und Gewässer 

nachhaltig, d. h. ökologisch verträglich, ökonomisch machbar und sozialverträglich, er-
reicht werden? 

2. Welche Formen der Fortbewegung auf dem Wasser sollen zukünftig Vorrang haben? 
Welche sollen ggf. eingedämmt und gelenkt oder eingeschränkt werden? 

Dabei spielen bestimmte Themenbereiche eine Rolle, die so ausgewählt wurden, dass sie 
sich nicht mit anderen Arbeitsgruppen überschneiden. 
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·  Sammelstege und Anleger 

·  „Verkehrsverbund“ auf dem Wasser 

·  Badestellen und Strandbäder 

·  Uferwege bzw. –stiche 

·  Wassersport 

 

Für mögliche Sammelstege  wurden von den Teilnehmern in der Diskussion Kriterien ent-
wickelt. Vorschläge für Standorte konnten und sollten nicht gemacht werden. 
Kriterien: 

·  offen für verschiedene Bootstypen, von der Motoryacht über Segelboote bis zu 
Kanus; ggf. am Kopf des Stegs noch mit einem Fähranleger ausgerüstet 

·  gesicherte Infrastruktur, besonders bzgl. der Stellplätze für PKW 

·  Anlagen als Bedarfsplanung nicht als Angebotsplanung ausgelegt und flexibel er-
weiterbar bis zum abgestimmten und genehmigten Endausbaustand 

·  Standorte sind vorab umfassend bzgl. ihrer Umweltverträglichkeit, ihrer Lage in der 
Region und zu anderen Anlagen und ihrer Machbarkeit zu prüfen 

·  Anlagen sollten ggf. auch als Vereins- oder Kommunalanlagen funktionieren, um 
eine sozialverträgliche (bezahlbare) Lösung für ehemalige Einzelstegbesitzer zu 
ermöglichen 

·  Es sollten Plätze für Gastlieger eingeplant werden 

·  Neben der generellen Siedlungsnähe sollten einige Anlagen auch zentrumsnah er-
richtet werden 

 

Der Punkt Uferwege und –zugänge  wurde kurz diskutiert. Als Quintessenz kann festgehal-
ten werden: 

·  in allen Bereichen außerhalb der Siedlungen (zumeist baurechtlich Außenbereich) 
sind keine längeren Abschnitte von Uferwegen parallel zum Ufer anzulegen, wenn 
sie nicht mindestens 50 – 100 m Abstand halten 

·  es muss eine Kombination von Erschließungs- und Erholungsfunktion gewährleis-
tet werden, dabei sind Stichwege zum Ufer (bspw. an Sammelsteganlagen) den 
parallelen Uferwegen vorzuziehen 

·  die Interessen von Eigentümern der Wassergrundstücke sind mit denen der Besu-
cher in der Region sorgfältig abzugleichen; keiner Nutzergruppe sollte zuviel an 
Zugeständnissen abverlangt werden 

Im Bereich des Wassersports  wurden in der 1. Werkstatt angesprochene Probleme vertieft 
und auf ihre Konflikttiefe geprüft. 

·  Die am 18.02.02 häufiger angesprochenen Probleme der Havelanrainer mit Jetski-
Nutzern wurden aufgrund der geringen Zahl als nicht besonders dramatisch ange-
sehen. Dennoch müssen bei Gesetzesüberschreitungen Kontrollen und Sanktio-
nen erfolgen. 



Uferkonzeption für das Gebiet der Havelseen 

 

   BORNHOLDT Ingenieure GmbH 22

·  Alle Wassersportnutzungen auf den Havelgewässern, wie z. B. Surfen, Segeln 
usw., weisen offensichtlich nur ein geringes Konfliktpotential für Naturschutz und 
Fischerei auf. Zumeist werden die Auflagen beachtet und es gibt ein gutes „Mitein-
ander“. 

·  Auf einigen kleineren Gewässern in der Region führt aber das Surfen, insbesonde-
re von übenden Anfängern zu Problemen durch Schilfbeschädigungen usw. 

 
Das Thema der Badestellen und Strandbäder  an den Ufern der Gewässer in der Region 
wurde mit folgenden Inhalten diskutiert: 

·  Die vorhandenen ausgewiesenen Bäder und Badestellen reichen aus, da die Ha-
vel kein ausgesprochenes Badegewässer darstellt. 

·  Es gibt in der Region sehr viele „wilde Badestellen“ insbesondere am Glindower 
und Plessower See. Nach Auffassung der Teilnehmer besteht hier aber kein hohes 
Konfliktpotential, da die Stellen sich nicht ausweiten, nicht an Zahl zunehmen und 
auch kaum wertvolle Naturbereiche beeinträchtigen. 

·  Es ist keine gesonderte Lenkung der Besucher von Badestellen o. ä. notwendig, 
da dies nur einen höheren Aufwand an Erschließung, Sanitäreinrichtungen usw. 
nach sich zöge. Eine Selbstregulierung wird vorgezogen. 

Zum Thema des „Verkehrsverbundes“  auf dem Wasser konnte keine ausführliche Dis-
kussion erfolgen, da die Vertreter der Schifffahrtsgesellschaften allesamt nicht anwesend 
waren. Deutlich wurde trotzdem, dass: 

·  vorhandene Stege / Anleger für Fahrgastschiffe besser ausgelastet werden sollten 

·  keine neuen Anleger zu errichten sind, wo es bereits welche gibt 

·  tlw. die Anleger in kommunaler Hoheit oder über Vereine geführt werden sollten 

·  die Besucher bessere Möglichkeiten zu längeren Aufenthalten in den Kommunen 
haben müssen    und  

·  Kombinationen zwischen den Gesellschaften sowie auch mit Verkehrsmitteln zu 
Lande möglich sein sollten. 

Eine kurze Diskussion bzgl. der „Überplanung“ von Bundeswasserstraßen durch Kommu-
nen hat außerdem gezeigt, dass sich die Wasserstraßen- Schifffahrtsbehörden eine Ge-
nehmigung oder Ablehnung von Vorhaben (z. B. Stegen) auf dem Wasser immer vorbehal-
ten. Nur unter diesem Vorbehalt stimmen sie den Satzungen der Gemeinden zu, so dass 
diese genehmigungsfähig werden können. Bebauungspläne sind somit nur in bedingtem 
Umfang ein Instrument zum Schutz der Uferzonen, da auch die notwendigen Erschlie-
ßungsgrundstücke selten im Eigentum der Gemeinde sind. Mögliche Entschädigungsprob-
leme bei anderen Festsetzungen in Bebauungsplänen o. a. Satzungen sind hier unberück-
sichtigt geblieben. 

3.3.3 AG 4 Gewässernutzung 

 Leitung: Arne Korthals 

 Teilnehmer: Herr Hahlweg, Herr Harder, Herr Dr. Koenig, Herr Mai, Herr Vogeler,  
Herr Wilke 
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In der AG 4 waren Mitglieder der Fischerei, der Sportbootschifffahrt und des Naturschutzes 
vertreten. 
Die Aufgabe war es die in der ersten Werkstatt am 18. Februar 2002 ermittelte Problematik 
der Gewässernutzung weiter zu vertiefen. Das Ziel war es, erste wichtige Maßnahmen zu 
definieren, die eine nachhaltige Nutzung der Gewässer ermöglichen. 
Aufgrund der überwiegenden Zusammensetzung der AG aus Vertretern der Fischerei, wur-
den hier eindeutig Schwerpunkte gesetzt. 
Wie keine andere Gewässernutzungsform, ist die Fischerei in der Region stark von einer 
möglichst naturnahen resp. natürlichen Ausprägung der Ufer abhängig. Aufgrund dieser 
Abhängigkeit, hat die Fischerei ein großes Interesse am Uferschutz und der Förderung ü-
berwiegend natürlich geprägter Uferzonen. Die Forderungen sind hier weitgehend de-
ckungsgleich mit denen der Naturschutzverbände. 
Vor dem Hintergrund einer nachhaltigen Nutzung der Gewässer wurden in der AG 4 Kon-
flikte erläutert, die dieser Entgegenstehen und die Gewässerstabilität gefährden. 

Übernutzung Uferbereiche – Steganlagen, illegale & baufällige Stege 

Als Hauptkonflikt wurde die Übernutzung der Uferbereiche durch die Sportschifffahrt ge-
nannt. Weite Uferbereiche sind durch Steganlagen verbaut oder zerstückelt. Als besonders 
problematisch werden hier die Steganlagen in hochwertigen, weitgehend natürlich gepräg-
ten Uferabschnitten angesehen. Diese Uferbereiche haben eindeutig eine Vorrangfunktion 
für den Naturschutz und die Fischerei, soweit diese entsprechend den Aspekten der Nach-
haltigkeit betrieben wird. Alle Teilnehmer waren sich einig, das solche Bereiche von einer 
Nutzung durch die Sportbootschifffahrt freigehalten werden müssen. Vorhandene Stegan-
lagen der Sportbootschifffahrt sollten aus diesen Bereichen entfernt werden. Den Nutzern 
dieser Anlagen sind entsprechende Alternativen anzubieten. 
Neben den genehmigten Stegen, befindet sich noch eine Vielzahl ungenehmigter Stege in 
dem Gewässerraum. Als äußerst unbefriedigend wird die derzeitige Umgangsweise der 
zuständigen Behörden mit solchen Anlagen angesehen. 
All zu oft werden illegale Stege nachträglich durch das Wasser- und Schifffahrtsamt ge-
nehmigt und damit nur unter der Berücksichtigung der Wasser- und Stromrechtlichen An-
forderungen legalisiert. 
Eine ebenfalls rechtlich vorgeschriebene Prüfung nach naturschutzrechtlichen Kriterien 
bleibt aus, da die Steganlagenbetreiber die zuständigen Umweltämter nicht beteiligen. Oft-
mals befinden sich illegale Stege in gesetzlich geschützten Biotopen. Ebenfalls unberück-
sichtigt bleiben die Belange der Fischerei. Hier besteht akuter Handlungsbedarf, um eine 
weitere Verbauung der Uferbereiche zu verhindern. 
Neben baulich intakten Anlagen sind viele Stege in einem desolaten Zustand. Oftmals stel-
len diese Anlagen eine Gefahr für die Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffsverkehr dar. 
Nicht mehr intakte Anlagen die innerhalb einer zu bestimmenden Frist nicht mehr erneuert 
werden, sollten zurückgebaut werden. Ist die Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffsver-
kehrs beeinträchtigt, besteht die rechtlichen Notwendigkeit. 
 
Vorgehensweise, Maßnahmen, Ansprechpartner 

·  Ermittlung von baufälligen, nicht mehr genutzten Stegen 

·  Überprüfung der vorhandenen Stege auf Legalität 

·  Überprüfung der Genehmigungsfähigkeit der illegalen Stege, auf Antrag, durch das 
WSA und die Naturschutzbehörden 
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·  Überprüfung der Anschlussmöglichkeiten der Nutzern von rückzubauenden Liege-
plätzen 

·  Ansprechpartner: Wasser- und Schifffahrtsamt, Umweltämter (LK PM und Stadt 
Potsdam), Untere Fischereibehörde 

Bildungsmaßnahmen 

Die vom Deutscher Angelverband (DAV) eingerichteten Angelschulen, sollen verstärkt in 
den Bereichen des Umwelt- und Naturschutzes lehren. Ebenso ist die Verbreitung von In-
formationen zum umweltgerechten Verhalten beim Angeln zu forcieren, um möglichst viele 
Angler zu erreichen. 
Auf die Jugendbildung soll ein besonderer Schwerpunkt gelegt werden. 

Einleitungen von Niederschlagswasser 

Von den Mitgliedern der AG wurde erneut auf die Problematik der Einleitung von ungeklär-
ten Niederschlagswasser hingewiesen. Mit dem Niederschlagswasser werden insbesonde-
re nach längeren Trockenzeiten auch Schadstoffe, die sich auf den zu entwässernden Flä-
chen abgelagert haben, in die Gewässer eingetragen. Hier sind Maßnahmen zu treffen. 
 
Vorgehensweise, Maßnahmen, Ansprechpartner 

·  Erfassung/Verortung der Einleitstellen 

·  Ermittlung der Qualität des eingeleiteten Wassers 

·  Planung und Bau von erforderlichen Klärstufen 

·  Ansprechpartner: Umweltamt LK Potsdam Mittelmark, Umweltamt Stadt Potsdam, 
Landesumweltamt, Bauämter 

Gesetze und Verordnungen zum Schutze der Gewässer und deren nachhaltiger Nutzung 
Nach Ansicht der AG Mitglieder sind die vorhandenen Gesetze und Verordnungen ausrei-
chend, um auf rechtlicher Basis die Gewässer zu schützen. 
Erhebliche Defizite sind jedoch bei der Umsetzung dieser Rechtswerke zu verzeichnen. 
Hauptursache sei hier die dünne Personaldecke der zuständigen Behörden und Verwaltun-
gen. 
Ein weiterer unbefriedigender Zustand ist, das Verstöße gegen das Recht, insbesondere 
gegen das Umweltrecht noch immer als Kavaliersdelikte behandelt werden. Auch die Ge-
richtsbarkeit nutzt hier den möglichen gesetzlichen Rahmen zur Ahndung von Verstößen 
nur unzureichend oder gar nicht aus, bemängelten die AG Mitglieder. 
 
Vorgehensweise, Maßnahmen, Ansprechpartner 

·  Aufstockung der Personalstärke der Kontrollbehörden, -verwaltungen 

·  Präsenz der Kontrollpersonen an möglichst vielen Orten 

·  Konsequente Anordnung von Maßnahmen bei Verstößen gegen geltendes Recht, 
z.B. Rückbau von illegalen Stegen, Wiederherstellung der vorherigen Zustands 

·  Ansprechpartner: Umweltamt LK Potsdam Mittelmark, Umweltamt Stadt Potsdam, 
Bauämter, Wasserschutzpolizei, Land Brandenburg 
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Konflikt Fischerei/Wildtiere – Kormorane, Bisamratt en, Wildschweine 

Seitens der Vertreter der Fischerei wurde ein konsequentes Vorgehen gefordert, die Be-
stände von Wildtieren auf die Leistungsfähigkeit des Naturraumes anzupassen. In zuneh-
menden Maße sind von Wildschweinen verursachte Schäden an den Röhrichten festzustel-
len. Auch die aus Nordamerika eingeführte Bisamratte vermehrt sich zunehmend in der 
Region, so die Fischereivertreter. 
Die Kormoranbestände werden von der Fischerei als erhebliches Problem betrachtet. Mitt-
lerweile gäbe es in der Region mehr Kormorane als die Gewässer resp. die Fischbestände 
vertragen. Der Bedarf der Kormoranbestände an Fisch, liege über der natürlichen Repro-
duktionsrate der Fische und der natürlichen Leistungsfähigkeit der Gewässer, teilten die 
Fischer mit. 
Der Konflikt Wildtiere – Fischerei wird von den Vertretern des Naturschutzes ebenfalls sehr 
ernst genommen. Bevor jedoch in Bestände von Wildtierpopulationen eingegriffen werden 
soll, ist zunächst fachlich zu überprüfen, ob dies wirklich notwendig ist. 
 
Eine „Pauschalverfolgung“ von Arten wie dem Kormoran wird durch den Naturschutz nicht 
mitgetragen und abgelehnt. Zur Beurteilung der Sachverhalte ist auch eine Bewertung der 
Fangmengen der Fischerei mit einzubeziehen. 
 
Vorgehensweise, Maßnahmen, Ansprechpartner 

·  Überprüfung und Bewertung der durch Wildtiere, nachhaltig durchgeführte Schä-
den – Abstimmung der weiteren Vorgehensweise 

·  Ansprechpartner: Umweltamt LK Potsdam Mittelmark, Umweltamt Stadt Potsdam, 
Landesumweltamt, Fischereiverband, Naturschutzverbände, Wasser- und Schiff-
fahrtsamt, Forst- und Jagdverbände 

 

Nachhaltige Gewässernutzung durch die Fischerei 

Im Rahmen der Diskussion um die Kormoranbestände und die von den Vertretern der Fi-
scherei befürchtete „Übernutzung“ des Fischbestandes durch die Kormorane, über die na-
türliche Produktionsleistung der Gewässer hinaus, wurden die Fangquoten der Fischerei 
thematisiert. 
Nach Auskunft von Fr. Zernickow gibt es keine Angaben über Fangmengen. Seitens des 
Naturschutzes wird es jedoch als notwendig erachtet, das eine fischereiliche nachhaltige 
Nutzung der Gewässer sich an die natürliche Produktionsleistung der Gewässer anpasst. 
Eine Transparenz über die Fangraten sei für die Umsetzung einer nachhaltige Nutzung der 
Gewässer notwendig.  

�������	
�����
���������������������
	������	���	�� �����
�
�
����������
�����������
�����
�������������
�
�	������� !���
�����	����"��� !�������
�����#�	$���
������ ���
%�
�	������� �����
� %��
��������!!�������������
 � �	�����$����
��	���������&������'
���	���
 ��	�
	����
��%��
�
��	������ �	������� ����!������ (�)���
�%�	�*����������+�	����,�
 
Vorgehensweise, Maßnahmen, Ansprechpartner 

·  Ermittlung der Fangraten der Binnenfischerei 

·  Ansprechpartner: Fischereibetriebe, Fischereiverband 
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Stabilisierung der Fischbestände - Besatzmaßnahmen,  Laichplätze 

Da die Durchlässigkeit der Gewässer vom Meer bis zur Havel nicht mehr besteht, ist es 
Wanderfischen nicht mehr möglich bis in die Havel zu schwimmen, um dort stabile Bestän-
de aufzubauen. Die meisten Barrieren befinden sich im Abschnitt der Elbe. Hiervon betrof-
fen ist insbesondere der Aal. 
Der Hecht ist eine weitere Fischart, die in ihrem Bestand gefährdet ist. Als ein Grund wird 
die starke Entwässerung und intensive Nutzung der ehemals überstauten, an die Havel 
angrenzenden Grünlandbereiche angegeben. Die Überstauzeiten der Wiesen sind zu kurz. 
Aufstiegswege zu den Wiesen über Gräben und ehemalige Bäche häufig versperrt. Vom 
Winter bis in das Frühjahr überflutete Wiesen stellten wichtige Laichplätze für den Hecht 
dar, die nun nicht mehr zur Verfügung stehen. 
Das winterliche Hochwasser wird durch den Stau bei Brandenburg stark minimiert so das 
viele Bereich gar nicht mehr überstaut werden können. Bei der Regulierung der Wasser-
stände sind kurzfristige starke Schwankungen zu vermeiden. 
 
Beide Arten müssen durch Besatzmaßnahmen in ihrem Bestand stabilisiert werden. 
 
Vorgehensweise, Maßnahmen, Ansprechpartner 

·  Besatzmaßnahmen mit Aal und Hecht sind weiter durchzuführen 

·  Die Durchlässigkeit der Gewässer für Wanderfische ist wieder herzustellen 

·  Wiederherstellung der alten Laichplätze 

·  Durchlässigkeit der Aufstiegsgewässer zu den Laichplätzen wieder herstellen 

·  Abflussrate des Wassers aus den Grünlandbereichen in die Havel verringern 

·  Förderung von überstauten Bereichen während des Winters und Frühjahres 

·  Lösungsfindung mit Landnutzern und Eigentümern der Grünlandflächen 

·  Erhöhung der Havelwasserstände insbesondere während der Winter und Früh-
jahrsmonate 

·  Ansprechpartner: Landnutzer, Landwirte, Landeigentümer, Wasser- und Boden-
verbände, Naturschutzverbände, Staubeirat der Schleuse Brandenburg, Wasser- 
und Schifffahrtsamt 

 

Gewässerschlammnutzung 

Hinsichtlich der Gewässerschlammentnahme und dessen Nutzung bestand Einigkeit unter 
den Mitgliedern der Arbeitsgruppe. 
Die Förderung des Gewässerschlammes führt zu erheblichen Belastungen des Ökosys-
tems. Neben der Trübung des Wassers durch Schwebteile, werden Schadstoffe mobilisiert. 
Die Unterwasservegetation wird komplett zerstört und die natürliche Produktivität des Ge-
wässers nimmt ab. Der gewonnene Schlamm selbst ist aufgrund des anzunehmenden ho-
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hen Anteils an Schadstoffen und Schwermetallen für eine gartenbauliche oder landwirt-
schaftliche Verwendung nicht geeignet. 
Die Förderung von Gewässerschlamm wird nicht als nachhaltige vertretbare Nutzungsform 
der Havelseen bewertet und abgelehnt. 

Wassersportbereiche 

Die derzeitige Nutzung der Wassersportbereiche wird seitens der Fischerei als nicht prob-
lematisch angesehen. Änderungen seien nicht notwendig. 
Vertreter des Naturschutzes weisen daraufhin, das der Wassersport in ausreichender Ent-
fernung zu den Uferzonen durchzuführen ist, um eine Vergrämung bspw. von Brutvögeln in 
den Röhrichten zu vermeiden. 

Umwidmung der Bundeswasserstraße zu einem Landesgew ässer 

Nach Informationen der Wasserschutzpolizei (Quelle: Gespräche des Büros Bornholdt mit der Was-
serschutzpolizei in Potsdam) sind die Kontrollmöglichkeiten auf Landesgewässern aufgrund der 
unterschiedlichen Rechtsgrundlagen größer als auf Bundeswasserstraßen. 
Vor diesem Hintergrund wurde diskutiert, ob eine Umwidmung der Gewässer einer nachhal-
tigen Nutzung dienlich ist.  
Da zu wenig Informationen zu dieser Problematik vorlagen, konnte keine abschließende 
Aussage getroffen werden. 
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4 Zusammenfassung und Maßnahmenkatalog 

4.1 Zusammenfassung der beiden Werkstätten 

 Jan Bornholdt, Bornholdt Ingenieure GmbH 

 

Die Uferkonzeption Havelseen als Agenda-21-Projekt ist als übergreifender Prozess in der 
Region angelegt, der die drei Säulen Ökologie, Ökonomie und Soziales beinhaltet. Auf ver-
schiedene Initiativen laufen in der Region bereits derartige Prozesse auf lokaler Ebene, für 
Einzelbereiche oder Einzelthemen. Die Uferkonzeption bzw. der Prozess der „Renaturie-
rung und Rekultivierung“ der Ufer an den Havelseen soll hier keine Konkurrenz darstellen. 
Wir streben eine Zusammenarbeit an und betonen immer, dass die beiden Werkstätten und 
alles Folgende sich „nur“ mit den Gewässern und ihren Ufern beschäftigt. 

Als Auftakt und Einführung aller Akteure in das Thema, zum Austausch und für die gegen-
seitige Information haben die Werkstätten einen wertvollen Part gehabt. Das Wichtigste, 
nämlich die Kommunikation, der Gedankenaustausch und die Ideenfindung wurden ange-
regt und damit haben wir das erste Etappenziel erreicht. 

Wie kann und soll jetzt weiter gemacht werden? und Wer kann dies tun? 

Als nachhaltiger Prozess ist die Uferkonzeption mit ihren Bestandteilen nur über einen län-
geren Zeitraum zu realisieren. Da sowohl dem Gemeindeforum Havelseen als auch dem 
Landschaftspflegeverein die Mittel für die Beauftragung einer Gesamtkonzeption fehlen, 
sollen einzelne Bausteine aus den Werkstätten entwickelt werden. Die bereits vorliegenden 
Planungen und Konzepte einzelner Kommunen sind bei Bedarf und Tauglichkeit in die Re-
gion zu übertragen. Unter ständiger Rückkopplung zu den Trägern des Prozesses können 
durch das schrittweise Vorgehen besser Ergebnisse erzielt werden.  

Außerdem sind aus den Ergebnissen der Werkstätten erste prioritäre Maßnahmen in der 
Region zu erarbeiten und zu realisieren. Dafür kommen nicht nur die Instanzen des Land-
schaftspflegevereins oder der Gemeinden in Frage, sondern es sollten sich aus der ge-
meinsamen Arbeit bilaterale Kontakte für die Umsetzung ergeben. Ideen und Angebote zur 
Unterstützung, welche sich aus der Arbeit beider Werkstätten jetzt schon herauskristallisiert 
haben, werden natürlich von uns direkt wahrgenommen. 

Nach dem ersten Überblick haben wir heute soviel an Material und Ideen gemeinsam erar-
beitet und gesammelt, dass wir erfolgreich weitermachen können. Die daraus in der Doku-
mentation noch konkreter zu benennenden Maßnahmen und Planungen werden als gute 
Grundlage dienen, um Inhalte und Visionen realisieren zu können. 

Auch wenn derzeit keine weiteren Treffen geplant sind oder Mittel für Planungen in Aussicht 
stehen, hoffe ich doch, dass die beiden Auftaktwerkstätten ihren Zweck erfüllt haben und 
das wir darauf aufbauend schrittweise die Ziele der Agenda-21 an den Ufern und Gewäs-
sern der Havelseen umsetzen können. 

Vielen Dank für Ihre konstruktive Mitarbeit und auf bald. 
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Bausteine der Uferkonzeption

AGENDA 21  
PROJEKT 

Natürliche Lebens-
räume schaffen & 

erhalten 

Uferwegeplanung für die 
Region 

‚Verkehrsverbund’ 
auf dem Wasser 

Ufer- und Gewäs-
serschutzstrategie 

Jugendarbeit 

Regionale 
Sammelsteg-
konzeption 

Gemeinsam 
entwickeln 
Fischerei 

und Natur-
schutz 

Öffentlichkeits-
arbeit 

Verkehrsleitsystem MIV & Besucherlenkung 

Landschaftserleben 
naturraumverträgliche 
Sichtfensterplanung 
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4.2 Ergebnisse der Werkstätten der Uferkonzeption: Vorschläge für Maßnahmen 

 
Die folgend aufgeführten Maßnahmen und Möglichkeiten der Durchführung sind Vorschläge. Einige Maßnahmen lassen sich dabei sofort 
durchführen, wie z. B. im Bereich Information, andere bedürfen zunächst einer Konzeption. Die Prioritäten wurden in vier Kategorien einge-
teilt: sehr hoch / hoch / mittel / niedrig. Die Spalte Finanzierung / Förderung gibt eine Zusammenstellung von möglichen anzusprechenden 
Partner. Die „Spalte Zuständigkeiten / Wer sollte aktiv werden?“ stellt mögliche Ansprechpartner dar und Personen, die an der Umsetzung 
der Maßnahmen mitwirken könnten. Insgesamt ist die Übersicht als eine Arbeits- und Diskussionsgrundlage für die weitere Themenbearbei-
tung in der Region zu verstehen.  
Verwendete Abkürzungen:  
ILB   Investitions- und Landesbank Brandenburg 
MSWV  Ministerium für Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr des Landes Brandenburg 
MLUR   Ministerium für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung 
TMB   Tourismus Marketing Brandenburg GmbH 
WWF   World Wide Fund for Nature 
 
Die vorgeschlagenen Maßnahmen sind in folgende Themenkomplexe unterteilt: 

4.2.1 Bootsverkehr / Stege 
4.2.2 Zugang / Uferwege / Ufernutzung 
4.2.3 Wasser / Natur  
4.2.4. Fischerei 
4.2.5 Landschaft / Infrastruktur / Tourismus 
4.2.6 Information / Öffentlichkeitsarbeit und Raumwirkung / Raumverantwortung 
4.2.7 Umsetzung von Gesetzen und Verordnungen 
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4.2.1 Bootsverkehr / Stege     

Maßnahmen und 
vorbereitende Planungen 

Priorität / 
Umsetzungs-

zeitraum 

Zuständigkeiten /  
Wer sollte aktiv 

werden? 

Finanzierung / 
Förderung 

Stärkung des Fährverkehrs als Element des ÖPNV auf den Havelseen 

·  Ermittlung der tragfähigen Verbindungen 

·  Anlage von Fährstegen, ggf. als Bestandteil von Sammelstegen 

hoch  
2003 - ? 

Landkreis, Kom-
munen, potentielle 
Betreiber 

Betreiber und 
Kommunen,   
Ministerium für 
Wirtschaft 
Landkreis  
MSWV 

Verwendung geeigneter Boote für die Havelseen 

·  Größe, Umweltverträglichkeit, Antrieb-Lautstärke usw. 

mittel  
ab 2004 

Eigner und Nutzer, 
Anlieger und 
Kommunen 

Verbände,  
Industrie 
Bund und Land 

Einführung von Pegelmessern am Fäkalientank für Boote 
            (Fäkalienverklappung ist auch für Eigner besser zu kontrollieren) 

mittel  
2005 - ? 

Bootshersteller  
und  
–ausrüster; 
Bund und Land 
über Vorschriften 
o. ä. 

Bund und EU 
bspw. als Modell-
projekt 
Industrie u. Eigner 

Sammelstege 

·  erste Realisierung an geprüften oder konfliktfreien Standorten 

·  Klärung bzgl. Betreiber 

·  Ausführungsplanung usw. 

sehr hoch 
  
2002 - 04 

Betreiber,  
Kommune 
Genehmigungsbe-
hörden 

Betreiber  
Land, Landkreis 
Kommune 
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Maßnahmen und 
vorbereitende Planungen 

Priorität / 
Umsetzungs-

zeitraum 

Zuständigkeiten /  
Wer sollte aktiv 

werden? 

Finanzierung / 
Förderung 

Ermittlung von baufälligen, nicht mehr genutzten Stegen 

·  Prüfung des Eigentums und der Genehmigungen 

·  Überprüfung der Genehmigungsfähigkeit der illegalen Stege, auf Antrag, 
durch das WSA und die Naturschutzbehörden 

·  Vorschläge für Lösung, wie Abriss, Standort Sammelsteg o. ä. 

·  Überprüfung der Anschlussmöglichkeiten von rückzubauenden Liegeplät-
zen an Sammelstegen 

sehr hoch 
  
2002 - 04 

Wasser- und 
Schifffahrtsamt, 
Umweltämter (LK 
PM und Stadt 
Potsdam), Untere 
Fischereibehörde 

Bund, Landkreis 
und Land (MLUR – 
LUA) 

Sammelstegkonzeption; 

·  Übertragung von Prinzipien aus Konzeption Ferch 

·  Ermittlung der Grundlagen in der Region 

·  Standortvorschläge 

·  erste Prüfung auf Umwelt- und Raumverträglichkeit etc. 

sehr hoch
  
2003 

Kommunen und 
Betreiber, tlw. 
Landkreis 

Land und Kommu-
nen, ggf. Betreiber 

„Verkehrsverbund“ auf dem Wasser 

·  Schiffsanlegekonzeption 
Untersuchung zur Auslastung von Anlegern der Fahrgastschifffahrt, Nut-
zungskonzept als Vorarbeit für einen „Verkehrsverbund“ 

·  Abstimmung mit den Gesellschaften, Uferanliegern usw. 

·  Entwicklung eines Fahr- und Anlegesystems über die ganze Region 

hoch  
2003 -05 

Gemeinden und 
Fahrgastschifffahrt, 
Landkreis  

Gesellschaften, 
Kommunen, Land-
kreis und MSWV 
ggf. Modellfinanzie-
rung über Bund, 
EU, Stiftungen 

Konzeption „Uferschutz – Pufferzonen“ 

·  Ausweisung von Pufferzonen zu einzelnen, naturnahen Uferabschnitten 

·  Entwicklung von Maßnahmen des aktiven und passiven Uferschutzes 

hoch  
2004 

Wasser- und 
Schifffahrtsamt, 
Umweltämter 

Landkreis und 
Kommunen   
MLUR - LUA 
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Maßnahmen und 
vorbereitende Planungen 

Priorität / 
Umsetzungs-

zeitraum 

Zuständigkeiten /  
Wer sollte aktiv 

werden? 

Finanzierung / 
Förderung 

Verbesserte Infrastruktur für Freizeitverkehre auf dem Wasser 

·  Tankstellen (sowohl Solar- als auch andere) mit weiteren Ver- und Entsor-
gungseinrichtungen, 

·  Abfallentsorgung für Boote einfach ermöglichen (Schaffung von Hand-
lungsalternativen) 

mittel – hoch  
2004 - 2006 

Betreiber, Anlieger, 
Umweltämter 
Genehmigungs-
behörden 

Marinabetreiber 
und Uferanlieger 
Land (z. B. ILB) 
Landkreis 

Information für Bootsführer verbessern 

·  unkompliziertere Ver- und Entsorgungsmöglichkeiten schaffen dafür: 
z. B. Kommunikation mit Kartenherstellern 

·  Lenkungs- und Leitsystem für verschiedene Bereiche und Themen schaf-
fen 

mittel  
2005 - 2006 

Land und Land-
kreis – tlw. Kom-
munen; 
Wasser- und 
Schifffahrtsamt 

Bund und Land  
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4.2.2 Zugang / Uferwege / Ufernutzung   

Maßnahmen und 
vorbereitende Planungen 

Priorität / 
Umsetzungs-

zeitraum 

Zuständigkeiten /  
Wer sollte aktiv 

werden? 

Finanzierung / 
Förderung 

Stichwege verstärkt nutzen und Zugang auf das Wasser teilweise ermöglichen 

·  kurze Stichwege als Zugang zu Wasserblicken oder schwimmenden Platt-
formen ausbauen 

·  längere Stichwege zu Einrichtungen des Wassersports bzw. der Freizeit-
nutzung erstellen bzw. ausbauen 

hoch  
2003 -2005 

Kommunen, 
Betreiber und  
Anlieger 

Kommunen und 
ggf. Betreiber  
Ministerium für 
Wirtschaft – ILB 
oder MSWV 

Badestellen 

·  einzelne Stellen aufwerten / Badestellensystem in der Region mittelfristig 
schaffen 

·  keine zusätzlichen ausgewiesenen Badestellen oder Schwimmbäder ent-
wickeln 

·  „wilde“ Badestellen als selbstregulierende Einheiten tlw. bestehen lassen, 
aber Auswüchse eindämmen, möglichst keine weiteren Stellen zulassen 

mittel – hoch  
ab 2004 

Betreiber mit 
Kommunen, 
Genehmigungs-
behörden, WSA, 
Umweltämter 

Betreiber,  
Kommunen  
Landkreis und 
Land 

Regionale Planung für Uferwege und –zugänge (unter Verwendung und Ergän-
zung vorliegender Planungen) 

·  Untersuchung mit konkreten Vorschlägen 

·  ggf. Zonierungen entwerfen 

·  Schwerpunkt- und Tabubereiche gemeinsam entwickeln 

hoch  
2003-04 

Kommunen und 
Landkreis,  
Eigentümer 

Kommunen, 
MSWV und  
Landkreis  
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Maßnahmen und 
vorbereitende Planungen 

Priorität / 
Umsetzungs-

zeitraum 

Zuständigkeiten /  
Wer sollte aktiv 

werden? 

Finanzierung / 
Förderung 

„Leitfaden“  -  Positiv-Negativ-Beispiele für den baulichen Umgang mit Ufern / Ge-
wässern 

·  „Wettbewerb“ als Anregung und Anreiz für andere Bauwillige / Investoren 

·  Broschüre mit konkreten Beispielen erarbeiten 

·  Abstimmung und Konsens mit allen Beteiligten vor Ort 

mittel  
ca. 2004 

Kommunen und 
Land-
kreis/Regional-
planung 
ggf. MSWV 

Kommunen   
MSWV - LBVS 

4.2.3 Wasser / Natur     

Maßnahmen und 
vorbereitende Planungen 

Priorität / 
Umsetzungs-

zeitraum 

Zuständigkeiten /  
Wer sollte aktiv 

werden? 

Finanzierung / 
Förderung 

Infotafeln „Aktuelle Wasserqualität“ anbringen 
Standorte: z. B. Brücken 

sehr hoch  
2002/03 

Marinabetreiber 
und Kommunen, 
Landesumweltamt, 
Gesundheitsämter  

ggf. Landkreis oder 
MLUR 

Ausweisung von Pufferzonen zu den einzelnen Uferabschnitten  

·  Konzeption „Uferschutz – Pufferzonen“ 

hoch 
2002/2003 

Wasser- und 
Schifffahrtsamt, 
Umweltämter 

 

Einleitung von vorgeklärtem Niederschlagswasser 

·  Erfassung / Verortung der Einleitstellen 

hoch 
2003-2004 

Umweltamt LK 
Potsdam Mittel-
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Maßnahmen und 
vorbereitende Planungen 

Priorität / 
Umsetzungs-

zeitraum 

Zuständigkeiten /  
Wer sollte aktiv 

werden? 

Finanzierung / 
Förderung 

·  Ermittlung der Qualität des eingeleiteten Wassers 

·  Planung und Bau von erforderlichen Klärstufen 

mark, Umweltamt 
Stadt Potsdam, 
Landesumweltamt, 
Bauämter, Was-
serverbände 

Besatzmaßnahmen mit Aal und Hecht wiederholend Fischereiinnungen, 
Anglerverbände 

Fischereiinnungen, 
Anglerverbände, 
MLUR 

Die Durchlässigkeit der Gewässer für Wanderfische ist wieder herzustellen. mittel 
2003 – 2010 

Wasser- und 
Schifffahrtsamt, 
Länder 

Naturschutzfonds, 
MLUR 

Wiederherstellung der alten Laichplätze auf den Grünlandbereichen 

·  Abflussrate des Wassers aus den Grünlandbereichen in die Havel verrin-
gern 

·  Durchlässigkeit der Aufstiegsgewässer zu den Laichplätzen herstellen 

·  Förderung von überstauten Bereichen während des Winters und Frühjah-
res 

·  Konzeption: „Wiederherstellung von alten Fischlaichplätzen“ 

sehr hoch 
2003/2005 

Landnutzer, Land-
wirte, Landeigen-
tümer, Wasser- 
und Bodenverbän-
de, Naturschutz-
verbände, Staubei-
rat der Schleuse 
Brandenburg 

Naturschutzfonds, 
MLUR, Wasser- 
und Bodenverbän-
de, Fischereiver-
bände 
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4.2.4 Fischerei     

Maßnahmen und 
vorbereitende Planungen 

Priorität / 
Umsetzungs-

zeitraum 

Zuständigkeiten /  
Wer sollte aktiv 

werden? 

Finanzierung /
  Förderung 

Konfliktklärung Fischerei / Wildtiere – Kormorane, Bisamratten, Wildschweine 

·  Überprüfung und Bewertung der durch Wildtiere, verursachten Schäden – 
Abstimmung der weiteren Vorgehensweise 

·  Entfernung der Schäden 

·  Erfassung der Populationsgrößen 

·  Maßnahmen: bessere Lebensraumausstattung, Bestandsregulierung 
 

mittel 
2003/2005 

Umweltamt LK 
Potsdam Mittel-
mark, Umweltamt 
Stadt Potsdam, 
Landesumweltamt, 
Fischereiverband, 
Naturschutzver-
bände, Wasser- 
und Schiff-
fahrtsamt, Forst- 
und Jagdverbände 

 

Nachhaltige Gewässernutzung durch die Fischerei 

·  Ermittlung der Fangraten der Binnenfischerei 

·  Fangmethoden 

·  Konzept: „Nachhaltige Fischereinutzung der Havel“ 

hoch 
2003/2004 

Fischereibetriebe, 
Fischereiverband 

 

Stabilisierung der Fischbestände - Besatzmaßnahmen mit Fisch, Laichplätze 
siehe unter 4.2.2 
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4.2.5 Landschaft / Infrastruktur / Tourismus     

Maßnahmen und 
vorbereitende Planungen 

Priorität / 
Umsetzungs-

zeitraum 

Zuständigkeiten /  
Wer sollte aktiv 

werden? 

Finanzierung / 
Förderung 

Sichtfenster 

·  vorhandene Bestandsaufnahmen in B-Plan Geltow einbringen 

·  Bestandsaufnahme von Sichtfenstern in der Region ergänzen 

·  „sinnvolles“ Sichtfensterkonzept erstellen, abstimmen mit vorhandenen 
Planungen + Integration in vorhandene bzw. künftige Planungen 

·  Schließung nicht benötigter Sichtfenster 

·  Erhalt / Öffnung benötigter Sichtfenster 

hoch 
ab 2003 

Kommunen, Land-
kreis, Tourismus-
vereine, -verbände, 
-ämter, Umweltäm-
ter, Naturschutz-
verbände 

Kommunen  
MLUR + MSWV 
ggf. Stiftungen 

Besucherlenkung / Verkehr / Leitsystem 

·  Wegebeschilderung prüfen u. ggf. erweitern, v. a. in Gemeinden 

·  Uferwege / Stichwege umweltschonend qualifizieren 

·  öffentlicher Zugang zum Wasser in B-Plänen o. ä. gewährleisten  

·  Besucher in umwelt- und sozialverträgliche Bereiche lenken: Verkehrsleit-
system mit Parkkonzept erarbeiten und umsetzen. 

·  Motorisierten Individualverkehr so weit wie möglich minimieren, diesen von 
Ufern fern halten 

·  Anreise, Verbindung von Wasser – Land umweltschonend gestalten 

·  keine direkten Stellplätze am Wasser ausweisen, Parkplätze nur in Sied-
lungsbereichen  

hoch 
Beginn 2003, 
Durchführung 
ab Saison 
2005 

Wandervereine, 
Verkehrsbehörden 
+ Ordnungsämter, 
Tourismusakteure, 
Landkreis, Natur-
schutzverbände 

Kommunen + 
Landkreis 
MSWV /  
Ministerium für 
Wirtschaft 
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Maßnahmen und 
vorbereitende Planungen 

Priorität / 
Umsetzungs-

zeitraum 

Zuständigkeiten /  
Wer sollte aktiv 

werden? 

Finanzierung / 
Förderung 

Entwicklung der wasser- und landschaftsbezogenen Potentiale – Alleinstellungs-
merkmal Wasser 

·  Konzepterarbeitung u. a. mit: 
- Entwicklung landschaftsbezogener Angebote bei Erhaltung der na-

türlichen Grundlagen 
- Image + Zielvorstellung für die Region, abgestimmten Angebote 
- Aussagen zu Verträglichkeit und Konzentration des Tourismus 
- Corporate Design 

·  Umsetzung u. a. mit: 
- aufstellen von Schildern des selben Layouts mit Hinweisen + Infor-

mationen 
- gemeinsame Broschüren herstellen + verteilen 
- themenbezogene Werbung / Veranstaltungen 

hoch 
Beginn 2003, 
Durchführung 
ab Saison 
2005 

Tourismusvereine, 
-verbände, -ämter, 
Kommunen, Tou-
rismusakteure  
  

Wirtschafts-
förderung,  
Ministerium für 
Wirtschaft, 
ILB 
Bund, EU 

kontinuierliche Gästebefragung durchführen, u. a. um:  

·  Potentiale für Angebote des sanften Tourismus zu erfragen, Vorhandenes 
zu bewerten, weiter zu qualifizieren und zielgruppenorientierte Angebote 
zu schaffen. 

Konzept, Vor-
bereitung 
2002, Durch-
führung ab 
Saison 2003 

Tourismusvereine, 
-verbände, -ämter, 
u. a. regionalen 
Akteure 

Verbände, TMB  
o. ä. 
Kommunen 
Ministerium für 
Wirtschaft, ILB 

Tourismusbüro als Dienstleister für Gäste und Gewerbetreibende ausbauen, z. B. 
um durch Ressourcenbündelung umweltfreundliche gewässerbezogene Angebote 
wirtschaftlich anzubieten 

hoch 
ab 2003/04 

Tourismusvereine, 
-verbände, -ämter, 
Kommunen, Hote-
liers  

Wirtschafts-
förderung,  
Kommunen,  
Landkreis 
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Maßnahmen und 
vorbereitende Planungen 

Priorität / 
Umsetzungs-

zeitraum 

Zuständigkeiten /  
Wer sollte aktiv 

werden? 

Finanzierung / 
Förderung 

Würdigung von Engagement: 

·  Aufwandsentschädigung für ehrenamtliche Arbeit in Gemeinden, Möglich-
keiten diskutieren und Machbares umsetzen 

·  parallel Steuergesetzgebung – Absetzbarkeit ehrenamtlicher Aufwendun-
gen 

·  positive Beispiele öffentlich würdigen, Anreize schaffen, z. B. Wettbewer-
be 

hoch  
laufend 

Kommunen, Bür-
ger, Politische Ver-
treter 

Verbände,  
Kommunen, Land, 
Landkreis 

4.2.6 Information / Öffentlichkeitsarbeit und Raumw irkung / Raumverantwortung 

Dieser Punkt ist in enger Zusammenarbeit mit den in die Agenda 21 – Prozesse eingebundenen Personen durchzuführen. 

Maßnahmen und 
vorbereitende Planungen 

Priorität / 
Umsetzungs-

zeitraum 

Zuständigkeiten /  
Wer sollte aktiv 

werden? 

Finanzierung / 
Förderung 

Patenschaften von Schulen für Uferabschnitte o. ä. ab 2002 Vor-
gespräche 

Schulen, Schul-
verwaltung, Um-
weltämter,  
Agendabüros 

Träger Vereine 
Land 
WWF 

Gespräche mit Anliegern, Grundstückseigentümern, Behörden über Umgang mit 
entstehendem Müll, seine Beseitigung und Möglichkeiten der vorbeugenden Ver-
meidung, dabei auch Verantwortung der Eigentümer berücksichtigen 

Beginn 2003  Kommunen, Eigen-
tümer, Landkreis, 
Agendabüros 

Kommunen 
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Maßnahmen und 
vorbereitende Planungen 

Priorität / 
Umsetzungs-

zeitraum 

Zuständigkeiten /  
Wer sollte aktiv 

werden? 

Finanzierung / 
Förderung 

Besucher über umweltfreundliches Verhalten informieren und dazu anregen durch: 

·  Broschüre „umweltfreundliches Verhalten beim Bootfahren“ u. ähnliche 
Themen 

·  Aufnahme umweltrelevanter Informationen in Karten (z. B. für Boote Ent-
sorgungsmöglichkeiten mit Tel. Nr.)  

·  Informationstafeln im öffentlichen Raum (z. B. über Wasserqualität) 

·  umweltfreundliche Angebote in den Pensionen / Hotels anbieten  
z. B. Fahrradverleih, Transport von/zu Bahnhöfen etc. 

·  Vorbildwirkung der Gastgeber  

·  Thematische Führungen / Mitmacherlebnisse zur Umweltbildung  
z. B. mit Fischern angeln fahren o. ä. 

Beginn ab 
2002, Umset-
zung ab 2003 

Kommunen, Tou-
rismusakteure, 
Umweltämter, 
Agendabüros, Na-
turschutzverbände 

TMB   
Verbände  
Land 

gemeinsame Aktionen mit „Frühjahrsputz“ mit Festen + Wettbewerben, z.B.  in 
Schulen / Gemeinden zu verschiedenen thematischen Bereichen 

Beginn ab 
2002 möglich, 
fortlaufend 

Schulen, Vereine, 
Verwaltung 
Agendabüros 

Sponsoring für 
Wettbewerbe / 
Preise / Feste 
möglich? 

„Aqua Scouts“  
einführen? – mit Gemeinden, Schulen, Vereinen zu diskutieren 

Überlegungen 
ab 2002 mög-
lich, Finanz-
akquise  

Schulen, Vereine, 
Kommunen, Ver-
waltung 
Agendabüros 

Kommunen   
Vereine etc. 
WWF 
Land 
Sponsoren 



Ergebnisse der Werkstätten der Uferkonzeption am 18. Februar und 18. März – Vorschläge für Maßnahmen 

 

   BORNHOLDT Ingenieure GmbH 42 

4.2.7 Umsetzung von Gesetzen und Verordnungen 

Maßnahmen und 
vorbereitende Planungen 

Priorität / 
Umsetzungs-

zeitraum 

Zuständigkeiten /  
Wer sollte aktiv 

werden? 

Finanzierung /
  Förderung  

Gesetze Verordnungen – Umsetzung 

·  Aufstockung der Personalstärke der Kontrollbehörden, -verwaltungen 

·  Präsenz der Kontrollpersonen an möglichst vielen Orten 
konsequente Anordnung von Maßnahmen bei Verstößen gegen geltendes Recht, 
z. B. Rückbau von illegalen Stegen, Wiederherstellung der vorherigen Zustands 

Mittel – hoch 
ab 2004 
Vorgespräche 
2003 
  
 

Ansprechpartner: 
Umweltamt LK 
Potsdam Mittel-
mark 
Umweltamt Stadt  

Potsdam,  
Bauämter,  
Wasserschutz-
polizei,  
Land Brandenburg 
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6 Teilnehmer 
 

lfd. 
Nr. Name Kommune / Institution 

1.  Frau Ackermann Stadt Werder 

2.  Herr Dr. Bämick Institut für Binnenfischerei e.V. Groß Glienicke 

3.  Herr Bartsch Stadtsportbund Werder 

4.  Herr Bender Bauausschuss Ferch  

5.  Frau Berndt Stadt Potsdam 

6.  Frau Bisges Europa Akademie Brandenburg e.V. 

7.  Herr Böer Landkreis Potsdam - Mittelmark SG Naturschutz 

8.  Herr Büchner Bürgermeister Ferch 

9.  Herr Dahl Ruder - Klub Werder (Havel) 

10.  Herr Dörflinger LAV 

11.  Herr Große Bürgermeister Werder 

12.  Herr Hahlweg DAV 

13.  Herr Harder Landesamt für Verbraucherschutz und Landwirtschaft 

14.  Herr Heinemann F.N.L. Region Schwielowsee e.V. 

15.  Herr Heinzel-Berndt BUND Kreisverband Potsdam 

16.  Herr Herrmann Umweltausschuss Geltow Ausschussvorsitzender 

17.  Herr Herzog Reederei 

18.  Herr Hollang Planungsgruppe Stadt + Dorf 

19.  Herr Hotzel Fa. HoGaB; Porta Helena, Glindow  

20.  Frau Janssen Anwohnerin 

21.  Herr Kahle Stadt Potsdam 

22.  Herr Klähr Anglerverein 1949 e.V. Caputh 

23.  Herr Knauer Regionale Planungsgemeinschaft Havelland-Fläming 

24.  Herr Kneiding Umweltamt Stadt Potsdam 

25.  Herr Dr. Koenig Angelsportverein e.V. Wildpark West 

26.  Herr Krüger Oberförsterei Potsdam 

27.  Herr Krüger Wasser- und Schifffahrtsamt Brandenburg 

28.  Frau Kuberka IHK Potsdam 

29.  Herr Kuring Vereinigung der Fischereiberechtigten Bln + Brbg 

30.  Herr Kuring Landesfischereiverband Berlin und Brandenburg 

31.  Herr Löggow Wassersportfreunde Binnengewässer e.V. 

32.  Herr Mai Fischereiverband Werder/Havel 

33.  Herr Dr. Martin Fraktionsvorsitzender SVV Werder 

34.  Herr Michel Wassersportfreunde Binnengewässer e.V. 
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lfd. 
Nr. Name Kommune / Institution 

35.  Herr  Nieke Landkreis Potsdam – Mittelmark SG Wasserwirtschaft 

36.  Frau Paschkowski WWF Deutschland 

37.  Herr Radkiewicz LV Motorbootsport Brandenburg 

38.  Herr Ringel Wirtschaftsverband Wassersport e.V. Berlin-Brandenburg 

39.  Herr Röhrbein Stadtbaudirektor Potsdam i. R.  

40.  Frau Röhs Potsdam Tourismus GmbH 

41.  Herr Schäfer WWF Deutschland 

42.  Frau Schlenzka Gemeinsame Landesplanung Berlin-Brandenburg 

43.  Herr Schnelle Anwohner 

44.  Frau Schöps NaturSchutzFonds Bandenburg 

45.  Herr Schröder 1. Beigeordneter Werder 

46.  Herr Szelong Koordinierungsstelle Lokale Agenda 21 Werder 

47.  Herr Vogeler Landschaftsarchitektur Vogeler 

48.  Frau Warsawa Stadtverwaltung Werder 

49.  Herr Weber Potsdamer Berufsfischer 

50.  Frau Wedde Potsdam Tourismus GmbH 

51.  Herr Wilke Grüne Liga, FAK Naturschutz Potsdam 

52.  Frau Zernickow Landesfischereiverband Berlin und Brandenburg 

 


